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Die dunkle Seite der Wirtschaft

Nicht jede 
Gelegenheit  
macht aus  
uns Diebe.

Doch es gibt auch Positives zu berichten. Erstens: 
Der Finanzplatz Schweiz hat in den letzten 15 Jah-
ren einen Kulturwandel durchlebt – zum Teil auf 
Druck des Auslands. Banken hätten kein Interesse 
an zweifelhaftem Geld, da dieses ihren Ruf schädige, 
schreibt die Schweizerische Bankiervereinigung in 
dieser Ausgabe.

Zweitens: Obwohl die Wahrscheinlichkeit, 
erwischt zu werden, bei einigen Arten von Wirt-
schaftskriminalität gering ist und die zu erwartenden 
Strafen tief sind: Nicht jede Gelegenheit macht aus 
uns Diebe. Denn potenzielle Wirtschaftskriminelle 
kalkulieren nicht kühl Kosten und Nutzen. Ebenso 
entscheidend ist vielmehr unser innerer Moral-
kompass, der sich an unserem sozialen Umfeld und 
Schamgefühl ausrichtet. Mehr dazu im Beitrag von 
Elliott Ash von der ETH Zürich auf Seite 24.

Lassen Sie sich ein auf die dunkle Seite der  
Wirtschaft?

Wir wünschen Ihnen eine inspirierende Lektüre.

Guido Barsuglia und Nicole Tesar
Chefredaktion

Wirtschaftskriminalität hat viele Gesichter: Geld-
wäscherei, Cyberkriminalität, Korruption, In-

siderhandel und andere. Nur ein kleiner Teil der Fälle 
wird aufgedeckt und schafft es in die Presse, wie zu-
letzt die Strafverfahren gegen den ehemaligen Fifa-
Präsidenten oder den Ex-Raiffeisen-Chef.

Gemäss dem Beratungsunternehmen KPMG 
belief sich der ans Licht gebrachte Gesamtschaden 
infolge Wirtschaftskriminalität im Jahr 2021 auf 567 
Millionen Franken. Unterschätzt dieser Betrag den 
tatsächlichen Wert? Die genaue Summe sei nicht ent-
scheidend, betont der Schweizer Bundesanwalt Ste-
fan Blättler im Interview auf Seite 32. Wichtiger sei 
es, dass die Schweiz generell nicht mit Wirtschafts-
kriminalität assoziiert werde.

Teilweise stossen investigative Recherchen von 
Medien und NGOs die Behördenermittlungen an. 
Doch ihre Arbeit werde zunehmend schwieriger, sagt 
Public Eye. In diesem Zusammenhang seien sechs 
von elf befragten Schweizer NGOs Opfer von juristi-
schen Einschüchterungsversuchen durch Konzerne 
geworden. Dabei stellten spezialisierte Anwalts-
kanzleien die Recherchierenden teils missbräuch-
lich vor Gericht. Diese Verfahren behinderten die 
Recherchearbeit, da sie zeitliche und finanzielle Res-
sourcen bänden.
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Wirtschaftskriminalität in  
der Schweiz: Die Geschichte  
eines langen Kampfes
Die Wirtschaftskriminalität ist so alt wie die Wirtschaft selbst.  
Der Kampf dagegen wurde allerdings nur schrittweise intensiviert. 
Historisch betrachtet, gleicht er einem Katz-und-Maus-Spiel.

Thibaud Giddey, Universität Lausanne

Das positive Recht der Schweiz enthält keine Defi-
nition des Begriffs «Wirtschaftskriminalität». Be-

reits 1975 sagte der Direktor des Bundesamts für Jus-
tiz: «Alle wissen ungefähr, was Wirtschaftskriminalität 
ist. […] Es handelt sich um einen neuen Begriff für eine 
alte Tatsache, einen Begriff, der namentlich Verstösse 
gegen das Gesellschafts- und Betreibungsrecht, 
Steuerbetrug, den unlauteren Wettbewerb, Zollver-
gehen, irreguläre Immobilientransaktionen und die 
Wirtschaftsspionage umfasst.»1

In jüngerer Zeit wurden mehrere Versuche unter-
nommen, um Wirtschaftskriminalität klarer zu fas-
sen.2 Aus kriminologischer und soziologischer Sicht fin-
det Wirtschaftskriminalität in einem wirtschaftlichen 
Umfeld statt, im Rahmen einer an sich legitimen Tätigkeit 
in einem privaten Unternehmen oder in einer staatlichen 
Organisation. Dies im Gegensatz zur sogenannten orga-
nisierten Kriminalität. In der Regel wird keine physische 
Gewalt, sondern betrügerische Praktiken angewendet. 
Ein immer wiederkehrendes Motiv ist der Wunsch, 
Gewinn zu machen, wirtschaftliche Dominanz auszu-
üben oder das Überleben eines strauchelnden Unter-
nehmens zu sichern. Wirtschaftskriminelle handeln im 
Wesentlichen im Rahmen ihrer Arbeit. Oft verfügen sie 
über ein gewisses soziales Prestige und ein Vertrauens-
kapital, das sie missbrauchen, um ihre Taten zu begehen.

Diese Sicht auf die Wirtschaftskriminalität 
geht teilweise auf den in den 1930er-Jahren vom 
amerikanischen Soziologen Edwin Sutherland 
geprägten Begriff «white-collar crime» zurück. Ihm 
zufolge werden solche Taten von ehrenwerten und 
sozial angesehenen Personen in Ausübung ihrer 

beruflichen Tätigkeit begangen.3 Elitekriminali-
tät wurde also von wirtschaftlichen und politi-
schen Machthabern mit weissen Hemdkragen ver-
übt, in Abgrenzung zu den Arbeitern mit blauen 
Hemdkragen. Bereits davor, nämlich 1905, formu-
lierte der marxistische niederländische Jurist Wil-
lem Bonger eine vergleichsweise ähnliche Defini-
tion. Darin behauptete er, es gebe die Täterschaft 
der besitzenden Klasse, die dem Wirtschaftssystem 
inhärent sei.

Uralte illegale Praktiken

Die Diskussionen über diese Definitionen werden 
teilweise heftig geführt. Mal konzentrieren sie sich 
auf die Straftaten selbst (insbesondere ungetreue 
Geschäftsbesorgung, Urkundenfälschung und Be-
trug), mal auf das Profil und den Modus operandi 
der Täter. Trotzdem scheint eines klar zu sein: Wirt-
schaftskriminalität gibt es zwar schon seit Langem; 
wie sie wahrgenommen wird, hat sich aber im Laufe 
der Zeit verändert.

Illegale oder illegitime Praktiken im Geschäfts-
leben sind so alt wie die Wirtschaft selbst. Die 
wirtschaftliche Entwicklung der USA im 19. Jahr-
hundert war von Korruption und monopolistischer 
Ausbeutung durch die als Räuberbarone bezeichneten 
Geschäftsleute geprägt. In der Schweiz sorgte 1869 
der Fall eines Kassiers der Zürcher Filiale der Eid-
genössischen Bank für Schlagzeilen: Er wurde der 
Unterschlagung von 3,2 Millionen Franken (heute rund 



Ke
ys

to
ne

Werner K. Rey, Geschäftsführer der Omni Holding, 
wird 1997 auf den Bahamas einem Gericht vorgeführt 
und in der Folge an die Schweiz ausgeliefert.
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35 Millionen Franken) schuldig gesprochen.4 Der an 
der italienisch-österreichischen Grenze verhaftete 
Beschuldigte wurde zu einer elfjährigen Gefängnis-
strafe verurteilt.

Der Kampf wird verstärkt

In den 1970er- und 1980er-Jahren erlebte die Wirt-
schaftskriminalität eine bedeutende Wende. Da-
mals wurde man sich ihrer Besonderheiten stärker 
bewusst. Der Begriff wurde populärer und Gegen-
stand immer tiefgehender akademischer Forschung. 
Ein Beispiel ist eine vom Gottlieb-Duttweiler-Institut 

im Oktober 1970 in Zürich organisierte internationale 
Konferenz zum Thema. Unter den Teilnehmenden 
fanden sich mehr als 150 Sachverständige und 
Rechtsgelehrte aus elf Ländern.

Auch die Justiz ging immer stärker gegen Wirt-
schaftskriminalität vor. In mehreren Kantonen wur-
den in den 1970er-Jahren spezialisierte Strafver-
folgungsbehörden geschaffen, zur Untersuchung und 
Bekämpfung von Wirtschaftsstraftaten (Sonderein-
heiten der Justiz oder Fachabteilungen der Polizei).

Neben diesen Verbesserungsmassnahmen auf 
kantonaler Ebene wurden auch auf Stufe Bund 
und interkantonaler Ebene erste Überlegungen 
angestellt und mehrere Arbeitsgruppen eingesetzt. 
Geleitet wurden diese vom Bundesamt für Justiz 
oder von der Konferenz der Kantonalen Justiz- und 
Polizeidirektoren. Die Harmonisierung der einzel-
nen Vorgehensweisen und der interkantonalen 
Zusammenarbeit kam jedoch kaum vorwärts. In 
jener Zeit nahmen auch die internationalen Rechts-
hilfegesuche an Schweizer Behörden im Bereich der 
Wirtschaftskriminalität zu.5

Zwischen 1965 und 1999 erschütterten etliche 
Fälle von Wirtschaftskriminalität die Schweiz (siehe 
Tabelle). Oft waren solche Fälle der Ausgangs-
punkt für Versuche, den rechtlichen und gesetz-
lichen Rahmen zu reformieren, um sowohl auf kan-
tonaler als auch auf eidgenössischer Ebene besser 
gegen Wirtschaftskriminalität vorgehen zu können. 
So sind die Bemühungen um eine Spezialisierung 
der Justizbehörden in Zürich auf parlamentarische 
Vorstösse nach den Zürcher Bankdebakeln von 
1965 und 1974 zurückzuführen. Auch die Empö-
rung über den Skandal der Schweizerischen Kredit-
anstalt in Chiasso 1977 (siehe Kasten) löste eine 
breite Diskussion über die Rolle der Banken in der 
Schweiz aus.

Der Chiasso-Skandal  
der Schweizerischen Kreditanstalt 1977

Am 14. April 1977 räumte die 
Schweizerische Kreditanstalt (SKA) 
über eine Pressemitteilung ein, dass 
ihre Tessiner Filiale in Chiasso gros-
se Probleme eines wichtigen Fir-
menkunden verschleiert hatte. Die 
Verluste wurden auf 1,4 Milliarden 
Franken geschätzt. Die überraschte 
Öffentlichkeit erfuhr, dass dieser 
sogenannte Firmenkunde namens 
Texon mit Sitz in Liechtenstein in 
Tat und Wahrheit eine Bank in der 
Bank war, die im Wesentlichen dazu 
diente, die Kapitalflucht aus Italien 
zu erleichtern. Erschwerend kam 
hinzu, dass Filialleiter E. Kuhrmeier 
für die Geschäfte der Firma Texon 
eine Bürgschaft der SKA angeboten 
hatte, die so hoch gewesen wäre 
wie das gesamte Kapital und die 

statutarischen Reserven der Bank. 
Ende April wurden Kuhrmeier und 
zwei seiner Kollegen wegen unge­
treuer Geschäftsbesorgung und 
Urkundenfälschung verhaftet. Die 
Affäre, die eine der grössten Banken 
des Landes betraf, erschütterte den 
gesamten Schweizer Finanzplatz 
und sorgte im In- und Ausland für 
Schlagzeilen. Dennoch konnte die 
Finanzwelt verhindern, dass der 
Skandal zu einer Verschärfung des 
Bankengesetzes führte: Die von der 
Sozialdemokratischen Partei einge-
reichte Volksinitiative «Gegen den 
Missbrauch des Bankgeheimnisses» 
wurde 1984 deutlich abgelehnt und 
das Ergebnis als Zustimmung zum 
Bankgeheimnis gewertet.

Wirtschaftskriminalität in der Schweiz (1965–1999)

Banque genevoise de commerce et de crédit, Julio Muñoz und Hermann Hug, 1965

Investors Overseas Services (IOS), Bernard Cornfeld, Genf, 1970–71
Schweizerische Kreditanstalt, Affäre Texon, Ernst Kuhrmeier, Claudio Laffranchi und 
Meinrad Perler, Chiasso, 1977
Plumey AG, André Plumey, Basel, 1986

Omni Holding, Werner K. Rey, Zürich, 1999

Mehr Fälle und 
Infos online:
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Und schliesslich spielten Affären in den 1980er-
Jahren wie die Pizza Connection, später die Libanon 
Connection sowie die vom ehemaligen philippinischen 
Diktator Ferdinand Marcos unterschlagenen Gelder 
eine wichtige Rolle bei der Erarbeitung einer Rechts-
norm für die Bekämpfung von Geldwäscherei: Im 
März 1990 wurde das Strafgesetzbuch um zwei neue 
Straftatbestände ergänzt (Art. 305bis und Art. 305ter), 
und im Oktober 1997 folgte das Geldwäschereigesetz.

Die Strafverfolgung bestimmter Wirtschafts-
delikte liegt erst seit 2002 in der Zuständigkeit der 
Bundesanwaltschaft. Zuvor waren allein die kan-
tonalen Justizbehörden für die Untersuchung und 
Verfolgung von Wirtschaftsstraftaten verantwort-
lich. Diese Reorganisation geht auf die 1990er-Jahre 
zurück. In seiner Botschaft vom 28. Januar 19986 
stellte der Bundesrat klar, dass sich die Zuständig-
keit des Bundes (Art. 24 der Strafprozessordnung) 
auf das organisierte Verbrechen, die Terroris-
musfinanzierung und die Wirtschaftskriminalität 
erstrecke. Letztere umfasst auch Vermögensdelikte 
oder Bestechungstatbestände, wenn die Taten zu 
einem wesentlichen Teil im Ausland oder in mehre-
ren Kantonen begangen wurden.

Mit etwas geschichtlichem Abstand lässt sich fest-
stellen: Die Wirtschaftskriminalität und die Reaktion 
der Behörden auf die aufgedeckten Fälle haben stets 
auch Fragen nach dem Vertrauen in die Institutionen 
und die Reputation aufgeworfen. Für die Bankenwelt 
bestand das Hauptziel der Bekämpfung von Wirt-
schaftskriminalität darin, den Ruf der Schweiz als 
seriöser und solider Finanzplatz im Ausland zu schüt-
zen. Für die politischen Behörden stand hingegen das 
Vertrauen in die Institutionen auf dem Spiel. Pierre-
Henri Bolle, Leiter der Sektion Strafrecht der Division 
Justiz im Justiz- und Polizeidepartement, drückte 
diese grundlegende Herausforderung bereits im 
April 1975 aus: «Angesichts dieser wahren sozialen 
Plage, die die Wirtschaftskriminalität darstellt, sieht 
sich der Staat in allen westlichen Ländern mit einem 
Vorwurf konfrontiert. Nämlich, dass er sich nicht an 
die dicken Fische heranwage, sondern nur ein paar 
kleine Fische fange. Damit lasse der Staat eine gravie-
rende Ungleichbehandlung vor dem Strafgesetzbuch 
zu, die in der Öffentlichkeit zu einem anhaltenden 
Unbehagen und zum Verlust des Vertrauens in die 
Strafjustiz und die Organe führt, die generell mit der 
Kriminalitätsbekämpfung betraut sind.»7
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25 Jahre Geldwäschereigesetz 
Etliche Skandale haben zu einer stetigen Verschärfung des Geld­
wäschereigesetzes geführt. Wie gut ist das heutige Abwehr­
dispositiv, und wo liegen die künftigen Herausforderungen in  
der Geldwäschereibekämpfung?

Anton Brönnimann, Fedpol

Vor fast 25 Jahren, am 1. April 1998, ist das 
Schweizer Geldwäschereigesetz in Kraft ge­

treten. Kern der Vorlage waren die Verankerung 
der Sorgfalts- und Meldepflichten für Finanzinter­
mediäre, das Bekenntnis zur Selbstregulation der 
Branche und die Errichtung der Meldestelle MROS 
beim Bundesamt für Polizei Fedpol. Die MROS dient 
als nationale Stelle für die Entgegennahme von 
Verdachtsmeldungen mit einer Relais- und Filter­
funktion zwischen den Finanzintermediären und 
den Strafverfolgungsbehörden.

Der erste Jahresbericht der MROS aus dem Jahr 
1999 hält fest: «Der Start ist geglückt. Während 
vor dem 1. April 1998 – unter dem alten Melde­
regime – lediglich 30 bis 40 Meldungen von Finanz­
intermediären erstattet wurden, waren es 1998 
bereits deren 160. Diese Meldungen betrafen 
Vermögenswerte von über 330 Millionen Fran­
ken. Die Einführung der Meldepflicht hat sich 
bewährt.» Zum Vergleich: 2022 verzeichnete die 
Meldestelle 7638 Verdachtsmeldungen respek­
tive 13 750 gemeldete Geschäftsbeziehungen mit 
einem geschätzten Vermögensvolumen im unte­
ren zweistelligen Milliardenbereich.

Die Meldepflicht und die zentral gesteuerte 
Analyse der Verdachtsmeldungen durch die MROS 
sind die Grundpfeiler einer griffigen Geldwäscherei­
abwehr. Der Anstieg der Verdachtsmeldungen zeigt, 
dass im Kampf gegen die Geldwäscherei in den 

letzten zwei Jahrzehnten eine kontinuierliche und 
durchaus positive Entwicklung stattgefunden hat.

Spiegel der Zeit

Dieser langwierige Prozess der Verbesserung ver­
lief jedoch nicht linear. Er erfolgte in Schüben und 
wurde massgeblich von besonderen Ereignissen 
sowie den darauffolgenden Reaktionen geprägt. Ge­
rade die Geldwäscherei- und Korruptionsskandale – 
wie beispielsweise die Fälle rund um den malaysi­
schen Staatsfonds 1MDB oder den venezolanischen 
Erdölkonzern PDVSA sowie verschiedene Daten­
leaks wie die Panama oder die Paradise Papers – 
haben die Schweiz und die Finanzbranche in den 
vergangenen zehn Jahren zum Handeln gezwungen 
und zur nachhaltigen Stärkung des Abwehrdis­
positivs beigetragen. So wurden die Instrumente der 
Finanzmarktaufsicht sowie die Sorgfalts- und Melde­
pflichten wesentlich ausgebaut.

Seither ist auch das Bewusstsein in der Finanz­
industrie gestiegen – Compliance- und Investiga­
tivabteilungen wurden verstärkt, und es hat ein 
Kulturwandel eingesetzt. Schliesslich haben auch 
neue technologische Möglichkeiten – insbesondere 
im Transaktionsmonitoring – zu einer verbesserten 
Früherkennung von verdachtsbegründenden Ele­
menten beigetragen.
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Diese stetige Entwicklung hat sich auch auf die 
Meldestelle MROS und deren Arbeitsweise aus­
gewirkt. 1998 zählte die durch Fedpol betriebene 
MROS noch eine Handvoll Mitarbeitende, heute 
beschäftigt sie knapp 50 Vollzeitäquivalente. 
Auch die Anzahl der Meldungen ist – wie eingangs 
erwähnt – signifikant angestiegen. Da sich die Zahl 
der Meldungen in den letzten zehn Jahren beinahe 
verzehnfacht hat, kann sich die Meldestelle heute 
ressourcenbedingt nicht mehr auf die Einzelmeldung 
fokussieren. Die Inhalte der Meldungen und deren 
bestmögliche Vernetzung stehen im Vordergrund.

Die MROS ist kein Durchlauferhitzer zwi­
schen den Finanzintermediären und den Strafver­
folgungsbehörden, sondern betreibt aktiv «Intel­
ligence». Durch Anreicherung und Verknüpfung 
von Informationen aus unterschiedlichen Quellen 
führt sie vertiefte Analysen durch und schafft damit 
Mehrwert für die Strafverfolgungsbehörden. Die 
Informationen stammen aus den Meldungen und 
Antworten der Finanzintermediäre, Open Source, 

den staatlichen Informationssystemen sowie 
dem Austausch mit nationalen Behörden und aus­
ländischen Partnerstellen.

Diese Vorgehensweise impliziert jedoch, dass 
Schwerpunkte und Prioritäten gesetzt werden müs­
sen und nicht jeder Verdachtsmeldung die gleiche 
Bedeutung zukommt.

Herausforderung Datenqualität

Der Meldeprozess wurde in der Schweiz relativ 
spät digitalisiert. Genau genommen ist die digita­
le Transformation bis heute nicht vollständig ab­
geschlossen. Seit 2020 können die Finanzinter­
mediäre ihre Verdachtsmeldungen elektronisch 
an die MROS übermitteln. Die Papiermeldungen 
machen heute nur noch rund 3 Prozent aller Mel­
dungen aus, verursachen bei der MROS jedoch 
nach wie vor einen überdurchschnittlich grossen 
Erfassungsaufwand.

Zwang auch die Schweiz zum Handeln: Der Geldwäscherei-Skandal 
um den malaysischen Staatsfonds 1MDB und Najib Razak,  
den ehemaligen Premierminister Malaysias (Bildmitte). 
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Noch kritischer stuft die MROS die teilweise 
schlechte Datenqualität der elektronischen Meldungen 
ein. Anders als etwa in Luxemburg oder den Nieder­
landen besteht in der Schweiz kein gesetzlich definier­
tes Daten- und Übermittlungsformat. Die nachträgliche 
Bereinigung der Daten ist deshalb sehr ressourcen­
intensiv und geht zulasten der Analysetätigkeit. Der­
zeit sind diverse Gespräche zwischen der MROS und 
der Branche im Gang, um mittelfristig einen Daten­
standard zu definieren. Zudem wird die Meldestelle 
2023 eine neue Version ihres Datenverarbeitungs­
systems einführen und die Dateneingabe für die 
Finanzintermediäre erleichtern.

Welche Daten in Zukunft für die Analysetätig­
keit herangezogen und wie diese bearbeitet werden 
sollen, ist das zentrale Thema für die MROS. In den 
letzten Jahren haben die Komplexität der Geschäfte 
und die Transaktionsgeschwindigkeit durch die 
zunehmende Globalisierung, die Digitalisierung, 
die Entwicklung neuer Technologien und Business­
modelle stark zugenommen. Das Datenvolumen ist 
massiv angestiegen.

Mehr automatisieren und kooperieren

Dieser Datenflut ist mit manuellen Bearbeitungs­
ansätzen nicht mehr beizukommen. Für eine effizien­
te Analysetätigkeit sind automatisierte Prozesse un­
abdingbar. Zudem ist zwischen den Behörden und dem 
Privatsektor eine engere Zusammenarbeit nötig. Da­
durch können die Datenlage, der Wissensstand und die 
Analysefähigkeit auf beiden Seiten verbessert werden.

Hier hinkt die Schweiz gegenüber dem Aus­
land noch hinterher. 20 der 30 weltweit wichtigs­
ten Finanzplätze verfügen heute über eine Public-
private-Partnership (PPP) für den Austausch von 
Finanzinformationen. 2022 hat die MROS im Auftrag 
des Bundesrats zusammen mit anderen Behörden 
und der Finanzbranche die Möglichkeiten für eine 
Schweizer Lösung ausgelotet. Es wird sich nun zei­
gen, ob und allenfalls wie der Informationsaustausch 
in der Schweiz künftig erfolgen wird.

Eine weitere Herausforderung sieht die MROS im 
Meldeverhalten der einzelnen Teilbranchen. Rund 90 
Prozent der Meldungen stammen heute von Banken. 
Andere in der Finanzintermediation tätige Dienst­
leister wie etwa die unabhängigen Vermögensver­
waltungen, Treuhandbüros, Anwälte und Anwäl­
tinnen, Notarinnen und Notare oder auch Money 
Transmitter und Virtual Asset Service Providers 
(Vasp) sind trotz punktuell erhöhtem Geldwäscherei­
risiko in der Meldestatistik untervertreten.

Künftig stellt sich auch die Frage, ob Branchen – 
ausserhalb der klassischen Finanzintermediation – 
dem Geldwäschereigesetz unterstellt werden sol­
len. Der Immobiliensektor, Teile das Beraterwesens 
sowie der Kunsthandel stehen immer wieder in der 
internationalen Kritik – der Druck auf diese Sektoren 
dürfte kurz- bis mittelfristig zunehmen. Die Schweiz 
und die erwähnten Branchen sind gut beraten, das 
Heft selber in die Hand zu nehmen, offensichtliche 
Schlupflöcher proaktiv zu stopfen und nicht erst auf 
äussere Umstände zu reagieren.

Anton Brönnimann
Leiter Meldestelle für Geld­
wäscherei (MROS), Bundesamt  
für Polizei (Fedpol), Bern
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Pascal Saint-Amans ist Professor an der 
Fakultät für Recht, Kriminologie und öffentli-
che Verwaltung der Universität Lausanne

Kritik von aussen nicht erwünscht
Standpunkt von Pascal Saint-Amans

In Sachen Finanzkriminalität stand es um den Ruf 
der Schweiz im Ausland lange Zeit nicht zum Bes-

ten. Die Nachwehen sind immer noch spürbar, ob-
wohl der schweizerische Finanzplatz inzwischen 
stark umstrukturiert wurde. Unterlässt es jemand, 
sein Vermögen und sein Einkommen bei den Steuer-
behörden seines Wohnsitzlandes zu versteuern, gilt 
dies fast überall auf der Welt als Betrug. Nur die 
Schweiz passte sich dieser Definition erst an, als 
sie nach 2009 gezwungen worden war, das Bank-
geheimnis zu Steuerzwecken aufzuheben. Bis zu die-
sem Zeitpunkt galt Steuerhinterziehung nur dann als 
Betrug, wenn man bewusst Dokumente fälschte und 
explizit log.

Diese Unterschiede bei der juristischen Einordnung 
beruhen auf einem grundlegenden Missverständnis: 
Der Schweizer Finanzplatz gewichtete das Recht sei-
ner Kundschaft auf Geheimhaltung so hoch, dass er 
sie über die Kooperation in Rechts- und Steuerfragen 
stellte. Eine solche Auslegung ist vielleicht in den 
dunklen Stunden des Nationalsozialismus gerecht-
fertigt, als die Schweiz das Vermögen verfolgter Per-
sonen schützte. Es birgt allerdings das Risiko, illegal 
oder gar kriminell erworbene Vermögen anzunehmen, 
Geldwäscherei zu decken oder Korruption zu fördern.

In den letzten zehn Jahren hat die Schweiz grosse 
Fortschritte erzielt. Die Gefahr, der Finanzkriminalität 

Vorschub zu leisten, ist deutlich gesunken. Zudem 
hat sie die juristische Definition von Betrug an die 
internationalen Standards angepasst: Steuerbetrug 
gilt nun als Vortat zur Geldwäscherei. Die Schweiz 
spricht sich zwar weiterhin dagegen aus, dass die zu 
steuerlichen Zwecken ins Ausland weitergeleiteten 
Informationen auch an andere Behörden als das 
Steueramt gehen. Trotzdem tauschen Schweizer 
Steuerbehörden jedes Jahr Millionen von Details mit 
ihren Kollegen im Ausland aus.

Die Schweiz hat sich  
lange gesträubt, passte 
sich aber nach und  
nach den internationalen 
Finanzvorschriften an.

Dennoch bleibt noch viel zu tun, insbesondere im 
Bereich der Korruptionsbekämpfung und der Geld-
wäscherei. Das Schweizer Parlament hat Gesetzes-
entwürfe zum besseren Schutz von Whistleblowern 
oder zur Erhöhung des Mindestbetrags von Bus-
sen bei Korruption abgelehnt. Die Bewertung durch 
die der OECD angegliederte Financial Action Task 
Force fällt dennoch recht positiv aus, obwohl sie 
insbesondere die Praxis im Bereich der Krypto-
währungen streng beurteilt.

Die Schweiz hat sich lange gesträubt, passte sich 
aber nach und nach den internationalen Finanz-
vorschriften an. «Schon viel besser, aber es bleibt 
Luft nach oben», so dürfte wohl das Fazit ihrer 
ausländischen Kollegen lauten. Ganz nach dem 
bekannten Vers aus der Bergpredigt: «Man sieht den 
Splitter im fremden Auge, aber nicht den Balken im 
eigenen.» Denn natürlich müssten auch die anderen 
Länder erst einmal über die eigenen Bücher gehen.
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Neue Wege bei der Bekämpfung 
von Wirtschaftskriminalität
Die Corona-Pandemie und die Digitalisierung haben die Zahl der 
Wirtschaftsdelikte im Wirtschaftszentrum Zürich emporschnellen 
lassen. Die kantonalen Behörden wissen sich pragmatisch zu helfen, 
es bleibt jedoch gesetzgeberischer Handlungsbedarf. 

David Zogg, Staatsanwaltschaft Kanton Zürich

Der Kanton Zürich ist ein Wirtschaftsstand-
ort von nationaler und internationaler Be-

deutung. Als solcher ist er besonders stark von 
schwerwiegenden und oft auch komplexen Wirt-
schaftsstraffällen betroffen. Einige davon sorgten 
in den letzten Jahrzehnten auch weit über die Kan-
tons- und Landesgrenzen hinaus für Schlagzeilen: 
so etwa die BVK-Affäre, der Firmenzusammen-
bruch der Erb-Gruppe oder jüngst das Verfahren 
gegen ehemalige Exponenten der Kreditkarten-
firma Aduno und der Genossenschaftsbank Raiff-
eisen Schweiz.

Das Fallaufkommen im Kanton ist enorm. Allein 
im Bereich komplexer Wirtschaftsdelikte haben 
sich in den letzten zehn Jahren die Pendenzen ver-
doppelt. Und dies, obschon im gleichen Zeitraum die 
Zahl der erledigten Fälle deutlich gestiegen ist.

Einfachere bis mittelschwere Wirtschafts-
delikte werden im Kanton Zürich von den regiona-
len Staatsanwaltschaften bearbeitet. Die fachlich 
besonders komplexen Verfahren übernimmt die 
spezialisierte Staatsanwaltschaft III. Die Staats-
anwältinnen und -anwälte werden durch die kauf-
männische Verfahrensassistenz, spezialisierte 
Sachbearbeitende der Kantonspolizei Zürich und 
je nach Bedarf zusätzlich durch Revisorinnen, Wirt-
schaftsprüfer und Verwertungsexperten unter-
stützt. Denn eine erfolgreiche Bekämpfung der 
Wirtschaftskriminalität ist eine ausgesprochene 
Verbundaufgabe, die eine enge Koordination 

erfordert. Grössere Verfahren werden dabei regel-
mässig in Teams von mehreren Staatsanwältinnen 
und -anwälten bearbeitet.

Dieser Ansatz ist in der Praxis zwar anspruchs-
voll, er hat sich bisher aber bewährt: Trotz steigen-
der Fallzahlen ist im Bereich der qualifizierten Wirt-
schaftsdelikte die Verurteilungsquote gleich hoch 
geblieben. Dies zeigt, dass in diesem Fachgebiet die 
Verfahren weiterhin fachlich fundiert geführt und 
erfolgreich zur Anklage gebracht werden. Nur so 
kann das Strafrecht auch seine generalpräventive 
Wirkung entfalten.

Neue technische Herausforderungen

Trotz der beachtlichen und nachhaltigen Erfolge 
bleibt die Verfolgung von Wirtschaftsstraftaten ein 
dynamisches Tätigkeitsfeld: Die Komplexität der 
Materie hat in den letzten Jahren durch die immer 
professionellere Täterschaft neue Höhen erreicht. 
Heute können mit ein paar Mausklicks Daten ver-
schlüsselt, über das Internet oder am Smartphone 
Konten eröffnet, Firmen gegründet oder für gering-
fügige Beträge Strohleute rekrutiert werden. Die Be-
trüger nutzen dabei die Anonymisierung im Internet 
immer professioneller. Die ermittelnden Behörden 
sind deshalb immer mehr mit komplexen und inter-
nationalen Strukturen sowie hohen technischen An-
forderungen konfrontiert.
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Seit Pandemiebeginn haben die Strafverfolgungsbehörden im Kanton Zürich 350 Ermittlungen gegen 
mutmassliche Covid-Kredit-Betrüger aufgenommen.

Während die Anzeigen von den Geschädigten 
in der Schweiz eingehen, agieren die Täter oft aus 
dem Ausland. Zudem bedienen sich Letztere tech-
nischer Mittel, um ihren Standort zu verschleiern. 
Beschlagnahmefähige Vermögenswerte und zent-
rale Beweismittel befinden sich nicht mehr im direk-
ten Zugriffsbereich der Schweizer Strafverfolgungs-
behörden. Die Folgen sind einschneidend: Das 
Begehen von Wirtschaftsdelikten wird immer ein-
facher, aber immer schwieriger zu verfolgen. Auf die 
Strafverfolgungsbehörden trifft dadurch der perfekte 
Sturm aus steigenden Fallzahlen bei zunehmender 
Ressourcenintensität.

Neuartige Fälle nehmen zu

Die Dynamik auf dem Gebiet der Wirtschaftsstrafver-
folgung zeigt sich unter anderem darin, dass immer 
wieder neue Kriminalitätsphänomene auftauchen, 
bei deren Bekämpfung neue Ansätze gefragt sind.

Ein Beispiel sind Covid-Kreditbetrüge: Die Täter 
erkannten während der Corona-Pandemie schnell, 
dass sie die pragmatische Nothilfe des Bundes zur 
eigenen Bereicherung ausnützen können. Im Kanton 

Zürich haben die Strafverfolgungsbehörden seit Pan-
demiebeginn im Frühjahr 2020 in mehr als 350 Fäl-
len Ermittlungen aufgenommen. Die mutmassliche 
Gesamtdeliktssumme des Kreditbetrugs beträgt 
über 50 Millionen Franken.

Ein weiteres neueres Massenphänomen ist 
die sogenannte Konkursreiterei. Dabei werden 
Gesellschaften, welche in wirtschaftliche Schief-
lage geraten sind, einem «Firmenbestatter» über-
tragen, der die Gesellschaft noch eine Zeit lang zum 
Schein weiterführt und weitere Schulden macht. 
Geht die Gesellschaft schliesslich in Konkurs, fehlt 
die Konkursmasse, und die privaten und öffentli-
chen Gläubiger bleiben auf ihren Forderungen sit-
zen. Im Kanton Zürich entstand dadurch allein zwi-
schen 2019 und 2022 ein mutmasslicher Schaden 
von schätzungsweise rund 240 Millionen Franken, 
schweizweit dürften es sogar Milliardenbeträge 
sein. Die Firmenbestatter werden heute immer wie-
der von fragwürdigen Anwälten oder Treuhändern 
gegen Entschädigung professionell vermittelt, 
wodurch die Fallzahlen deutlich gestiegen sind 
(siehe Abbildung auf S. 16).

Sowohl bei Covid-Kreditbetrug wie auch 
bei der Konkursreiterei stossen traditionelle 
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Verfahrenstechniken an ihre Grenzen. Um die stei-
gende Flut an Fällen dennoch fachgerecht abzu-
arbeiten, hat die Zürcher Staatsanwaltschaft neue 
Lösungen entwickelt. So wurden viele Prozesse im 
Bereich der Früherkennung, der Rapporterstat-
tung, der Ermittlungen und der Anklage standardi-
siert. Leitfäden und Muster ermöglichen es nun den 
Fallbearbeitenden, auch mit moderaten Fachkennt-
nissen die anspruchsvollen Verfahren effizient und 
fachlich auf hohem Niveau zu erledigen.

Föderale Hürden überwinden

Als noch anspruchsvoller erweist sich die Be-
kämpfung des Phänomens Online-Anlagebetrug. 
Die globalisierte Gesellschaft und das Internet er-
möglichen es heute einer international agierenden 
Täterschaft, mit wenig Aufwand sehr viele poten-
zielle Opfer zu erreichen. Auch hier explodieren die 
Fallzahlen. Allein im Kanton Zürich sind zwischen Mai 
2018 und Mai 2020 insgesamt 242 entsprechende 
Fälle mit einer mutmasslichen Schadenshöhe von 
über 40 Millionen Franken eingegangen, Tendenz 
steigend. Als besonders erschwerend erweist sich 
dabei, dass Anzeigen in unterschiedlichen Kantonen 
eingehen und Zusammenhänge somit nicht immer 
gleich erkannt werden.

Deshalb setzt sich der Kanton Zürich gemeinsam 
mit den Strafverfolgungsbehörden des Bundes und 

anderer Kantone für neue Verfolgungsansätze ein: In 
einer ersten Phase werden eingehende Anzeigen und 
Hinweise mit Verfahren anderer Kantone abgeglichen, 
um Zusammenhänge zu erkennen. Erst wenn eine 
grössere Anzahl zusammenhängender Verfahren mit 
erfolgversprechenden Ermittlungsansätzen erkannt 
wird, werden diese Verfahren zusammengefasst und 
kantonsübergreifend verfolgt. Dieses Vorgehen enthält 
Ansätze und Methoden, die bereits bei anderen Phä-
nomenen der Cyberkriminalität erfolgreich angewandt 
worden sind. Das neue Vorgehen hat sich bereits 
bewährt und soll nun schweizweit angewandt werden.

Auch wenn in den letzten Jahren innovative und 
effektive Ansätze entwickelt wurden, um all den 
genannten Herausforderungen bei der Bekämpfung 
der Wirtschaftskriminalität zu begegnen, gibt es 
weiterhin Handlungsbedarf. Die Bestrebungen unter 
den Kantonen und mit dem Bund zur Intensivierung 
der Zusammenarbeit sind in vollem Gang und müs-
sen mit Nachdruck weiterverfolgt werden.

Erheblicher Handlungsbedarf besteht auch beim 
Schweizer Rechtshilferecht, das notorisch schwer-
fällig ist und die Zusammenarbeit mit ausländischen 
Behörden unnötig erschwert. So muss die Staats-
anwaltschaft etwa die beschuldigte Person über 
den Gegenstand des Verfahrens orientieren, bevor 
Beweismittel ins Ausland übermittelt werden kön-
nen. Die beschuldigte Person ist dadurch gewarnt 
und kann weitere Beweise und Vermögenswerte ver-
schwinden lassen.
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Konkursreiterei: Ermittlungen von Kantonspolizei und Staatsanwaltschaft im Kanton Zürich,  
Anzahl Fälle (2019–2022)
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Sodann sind die wirtschaftlich berechtigten Per-
sonen hinter den Unternehmen trotz entsprechender 
Bemühungen weiterhin in keinem Register ersicht-
lich. Dadurch werden die tatsächlichen Verhältnisse 
geradezu standardmässig verschleiert. Und schliess-
lich ist es angesichts der nachweislichen Tragweite 
nicht nachvollziehbar, weshalb Rechtsanwälte und 
Notare für ihre Aktivitäten ausserhalb des anwalt-
lichen Monopolbereichs nicht dem Geldwäscherei-
recht unterstellt sind. Hier wird zugunsten einiger 
schwarzer Schafe ein ganzer Geschäftsbereich von 
der Geldwäschereibekämpfung ausgeklammert.

Funktionierende Rahmenbedingungen zu schaf-
fen für die Verfolgung von Personen und Personen-
gruppen, welche im Wirtschaftsverkehr syste-
matisch das Recht brechen, ist letztlich Aufgabe 
der Wirtschafts- und der Sicherheitspolitik. Eine 
funktionierende Wirtschaftsstrafverfolgung sorgt 
für Rechtssicherheit und stabile wirtschaftliche 
Rahmenbedingungen. Beides sind traditionelle 
Standortvorteile der Schweiz. Die Strafverfolgungs-
behörden des Kantons Zürich sind bereit, weiter-
hin ihren Beitrag zu deren Erhalt und Verbesserung 
zu leisten.

David Zogg
David Zogg, Leitender Staats
anwalt, Staatsanwaltschaft III, 
Kanton Zürich
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Nina Fraefel ist Fachverantwortliche 
Compliance bei der Schweizerischen 
Bankiervereinigung in Basel

Banken wollen Transparenz
Standpunkt von Nina Fraefel

Banken haben kein Interesse an zweifelhaftem 
Geld. Dieses schädigt ihren Ruf. Der Finanzplatz 

Schweiz hat in den letzten 15 Jahren einen Kultur-
wandel durchlebt. Die Schweiz und ihre Banken 
werden heute nicht nur für qualitativ hochstehende 
Dienstleistungen, das fundierte Know-how und ihre 
Innovationskraft geschätzt. Ebenso stehen sie inter-
national für Stabilität und Sicherheit.

Dazu beigetragen haben neben dem Auto-
matischen Informationsaustausch (AIA) und der 
damit verbundenen Abschaffung des Bankgeheim-
nisses für ausländische Kunden auch zahlreiche 
Verschärfungen im Geldwäschereibereich. So sind 
beispielsweise die früher verwendeten Nummern-
konten, welche anonyme Transaktionen zuliessen, 
heute abgeschafft. Gleichzeitig wurden verschiedene 
Transparenzregeln eingeführt: Unternehmen müssen 
etwa den sogenannten Kontrollinhaber gegenüber der 
Bank bekannt geben. Dabei handelt es sich um die 
wirtschaftlich berechtigte Person hinter einem ope-
rativ tätigen Unternehmen. Zudem haben die Banken 
in den letzten Jahren spürbar ihre Compliance-Abtei-
lungen aufgestockt und entsprechende Ausbildungen 
der Mitarbeitenden ausgeweitet.

Das heutige Geldwäscherei-Abwehrdispositiv der 
Schweiz basiert auf verschiedenen sich ergänzenden 
und historisch gewachsenen Rechtsgrundlagen. 

Beispiele sind die 1977 in Selbstregulierung erlassenen 
Standesregeln zur Sorgfaltspflicht der Banken (aktuell 
VSB 20) und das Geldwäschereigesetz von 1997. Mit 
diesen beiden Regelwerken hat die Schweiz bei den 
Sorgfaltspflichten international Pionierarbeit geleistet.

Heute unterliegen die Banken zahlreichen Sorgfalts-
pflichten sowie der Meldepflicht bei Geldwäscherei-
verdacht. Die Eidgenössische Finanzmarktaufsicht 
(Finma), die Aufsichtskommission zur VSB20 sowie die 
Strafverfolgungsbehörden überwachen die Einhaltung 
und verfolgen allfällige Verstösse. Das Schweizer Kons-
trukt zur Geldwäschereibekämpfung enthält damit prä-
ventive, verwaltungsrechtliche sowie strafrechtliche 
Komponenten und darf als effektiv bezeichnet werden.

Aus Bankensicht ist die 
Einführung eines 
Transparenzregisters 
grundsätzlich  
begrüssenswert.

Ungeachtet dessen gibt es immer wieder neue 
Herausforderungen im Kampf gegen die Geldwäscherei. 
Entsprechend müssen die bestehenden Rechtsgrund-
lagen fortlaufend weiterentwickelt werden. So arbeitet 
beispielsweise das Eidgenössische Finanzdepartement 
aktuell an einer Gesetzesvorlage zur Schaffung eines 
zentralen Registers zur Identifikation von wirtschaftlich 
Berechtigten hinter einem Unternehmen. Aus Banken-
sicht ist die Einführung eines solchen Schweizer Trans-
parenzregisters grundsätzlich begrüssenswert. Wich-
tig ist allerdings: Die darin enthaltenen Informationen 
müssen verlässlich sein, und die Verantwortlichkeit für 
die Registerführung sowie die Pflicht zur Lieferung der 
aktuellen und richtigen Informationen sollen nicht den 
Banken übertragen werden.
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Angela Mattli ist Fachleiterin Rohstoffe, 
Handel und Finanzen sowie Co-Geschäfts-
leiterin von Public Eye in Zürich und 
Lausanne 

Recherchen unter Beschuss
Standpunkt von Angela Mattli

«Slapp»! Das hört sich nicht bloss an wie eine Ohr-
feige, es ist auch eine: ein Schlag ins Gesicht der 
Medienfreiheit. Das Akronym steht für «Strategic 
Lawsuits Against Public Participation» und bezeichnet 
Gerichtsverfahren, deren Zweck es ist, investigative 
Medienschaffende und NGOs einzuschüchtern.

Solche Klagen werden selbst dann angedroht 
oder eingereicht, wenn sie keinerlei Chancen auf 
Erfolg haben. Denn sie zwingen die beschuldigten 
Medien und NGOs, grosse zeitliche und finanzielle 
Ressourcen aufzuwenden. Oft sind es Konzerne 
oder Oligarchen, die mit zunehmend spezialisierten 
Anwaltskanzleien und Millionenbudgets gegen die 
Zivilgesellschaft vorgehen. Dabei nutzen sie bewusst 
das immense ökonomische Machtgefälle.

2017, nach der Ermordung der Journalis-
tin Daphne Caruana Galizia, die in Malta jahrelang 
gegen Wirtschaftskriminalität kämpfte, gelangte 
Slapp international aufs politische Parkett. So ver-
öffentlichte im Mai 2022 die Europäische Kommis-
sion ihren Anti-Slapp-Gesetzentwurf. Damit können 
Gerichte solche missbräuchlichen Verfahren künftig 
frühzeitig abweisen. Zugleich muss der Kläger alle 
Kosten übernehmen, und die Beklagten haben das 
Recht auf Entschädigung.

Auch in der Schweiz nehmen missbräuchliche Kla-
gen zu. Gemäss einer Umfrage des Hilfswerks Heks 
wurden sechs von elf befragten NGOs schon Opfer 

solcher juristischen Einschüchterungsversuche, die 
meisten davon sogar mehrfach. Public Eye war in den 
letzten fünf Jahren mit vier Gerichtsverfahren konfron-
tiert – bislang ohne Verurteilung, aber mit erheblichen 
Anwaltskosten. Anlass waren bezeichnenderweise oft 
jene Recherchen, welche die Bundesanwaltschaft 
zu eigenen Ermittlungen animierten, häufig gegen 
bekannte Rohstoffkonzerne, Finanzinstitute oder Oli-
garchen. Was zeigt, wie wichtig investigative Recher-
chen für die Bekämpfung von Wirtschaftskriminalität 
wie zum Beispiel Korruption sind.

Der vom Bundesamt für Kommunikation (Bakom) 
gemeinsam mit der Medienbranche lancierte – aber 
unverbindliche – «Aktionsplan für die Sicherheit von 
Medienschaffenden» benennt zwar das Slapp-Pro-
blem. Vom Parlament wird das demokratierelevante 
Thema Medienfreiheit aber nicht mal stiefmütterlich 
behandelt. Im Gegenteil: Statt der nötigen Fortschritte 
erleben wir gegenwärtig einen besorgniserregenden 
Rückschlag. So wurden mit der laufenden Revision 
der Zivilprozessordnung im Mai 2022 die Hürden für 
«superprovisorische Verfügungen» gegen Medien und 
NGOs weiter gesenkt. Und im November letzten Jah-
res hat die Rechtskommission des Nationalrats eine 
parlamentarische Initiative abgelehnt, die – analog 
zur EU-Gesetzgebung – mehr Rechtsschutz vor miss-
bräuchlichen Klagen fordert.

Diese faktischen Einschränkungen der Medien-
freiheit gehören dringend korrigiert. Denn im Kampf 
gegen Korruption und Wirtschaftskriminalität sind 
investigative Recherchen wichtiger denn je – und das 
gerade in der Schweiz.

Auch in der Schweiz  
nehmen missbräuchliche 
Klagen zu.
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1	 Siehe Verordnung 
über Massnahmen 
im Zusammenhang 
mit der Situation in 
der Ukraine vom 
4. März 2022 
(SR 946.231. 
176.72). 

2	 Siehe Seco (2022). 
3	 «Guy Parmelin veut 

clarifier le contrôle 
des sanctions entre 
cantons et Confédé­
ration», in: Rtsinfo.
ch, 29. März 2022 
(besucht am 
1. Februar 2023). 

4	 Siehe Efk.admin.ch: 
PA 16615, PA 
20236, PA 21529. 
Ebenso finden sich 
dort ein Synthese­
bericht zu den 
Registern (PA 
22245) sowie einer 
zur Bekämpfung der 
Wirtschaftskrimina­
lität (PA 21447). 

Der Datenföderalismus erschwert 
die Kriminalitätsbekämpfung
Im Kampf gegen die Wirtschaftskriminalität sind wirtschaftsrelevante 
Daten zentral. Doch Registerdaten werden kantonal erfasst und  
sind von unterschiedlicher Qualität. Eine Harmonisierung auf Bundes­
ebene und eine Vernetzung dieser Daten könnten dies ändern.

Daniel Aeby, Yves Steiner, EFK

Nach dem militärischen Angriff Russlands auf 
die Ukraine im Februar 2022 hat der Bundesrat 

verschiedene Wirtschaftssanktionen verhängt. Bei­
spielsweise wurden die Gelder und Vermögenswerte 
natürlicher und juristischer Personen aus Russland 
in der Schweiz eingefroren.1 Diese Massnahmen 
könnten dazu führen, dass aufgrund der Herkunft 
einiger im Schweizer Finanz- und Immobilienmarkt 
investierter Gelder Strafverfahren wegen Geld­
wäscherei oder Korruption eröffnet werden.

Wenn es darum geht, Wirtschaftssanktionen 
umzusetzen, ist der Bund auf die Unterstützung der 
Kantone angewiesen. Denn die Kantone führen ihre 
Handelsregister (Datenbank über Unternehmen und 
ihre Vertreter) sowie ihre Grundbücher (Datenbank 
zu den Immobilieneigentümern) autonom. Die Kan­
tone haben die Massnahmen umgehend umgesetzt 
und die Fälle dem Staatssekretariat für Wirtschaft 
(Seco) übergeben. Beim darauffolgenden regen Aus­
tausch zwischen Bundes- und Kantonsbehörden 
verlangten Letztere, dass ihre Pflichten bei der 
Umsetzung der internationalen Sanktionen zu klä­
ren seien. Daraufhin wurde im März 2022 ein Merk­
blatt veröffentlicht, in dem die Verpflichtungen der 
Kantone genau festgelegt sind.2

Die Episode zeigt: Die Fragmentierung der 
Register erzeugt einen immensen Abklärungs­
aufwand zwischen Kantonen und Bund und 
schränkt ihre Handlungsfähigkeit ein. Die Frag­
mentierung erschwert auch die Ermittlungen der 
Strafverfolgungsbehörden und erhöht das Risiko, 
dass international sanktionierte Personen oder 

Unternehmen die Situation ausnutzen, um sich 
der Justiz zu entziehen.3

Die Fragmentierung der kantonalen Register und 
die Frage nach derer Aufsicht waren schon Gegen­
stand mehrerer Berichte der Eidgenössischen 
Finanzkontrolle (EFK) zur Bekämpfung der Wirt­
schaftskriminalität. Die EFK hat die vom Bundesamt 
für Justiz (BJ) ausgeübte eidgenössische Oberauf­
sicht über die Handelsregister, über das Grundbuch­
wesen sowie über Schuldbetreibung und Konkurs 
geprüft.4 Diese Prüfungen haben Mängel auf­
gedeckt, welche die Bekämpfung der Wirtschafts­
kriminalität erschweren.

Mängel in den Handelsregistern

2018 hat die EFK bei der Datenzuverlässigkeit der 
kantonalen Handelsregister Mängel festgestellt: 
Eine grosse Anzahl Einzelunternehmen war dort 
nicht eingetragen, während andere, die schon seit 
Jahrzehnten nicht mehr aktiv waren, immer noch 
aufgeführt wurden. Der EFK-Bericht zeigt zudem, 
dass die Einträge von Tausenden von Unternehmen 
in den Registern seit rund 15 Jahren nicht mehr an­
gepasst wurden (siehe Abbildung auf S. 22). Man­
gels einer Aktualisierung der Handelsregister gibt 
es zum Beispiel keine Gewissheit über die effekti­
ve Tätigkeit eines Unternehmens oder die Identi­
tät seiner aktuellen Vertreter. Diese Informationen 
sind wichtig, um betrügerische Konkurse und Geld­
wäscherei zu bekämpfen.



5	 Obligationenrecht, 
Artikel 686 und 
697j. 

Nebulös: Der Immobilienmarkt sieht sich dem Vorwurf 
ausgesetzt, anfällig für Geldwäscherei zu sein.
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Ein anderes Thema sind Aktienregister, welche die 
Inhaberaktionäre sowie die wirtschaftlich Berechtigten 
der Aktiengesellschaften enthalten. Die kantonalen 
Handelsregisterämter sind nicht verpflichtet, deren 
Existenz zu überprüfen – weder bei der Eintragung 
der Gesellschaft noch später. Anhand solcher Regis­
ter ist es möglich, den tatsächlichen wirtschaftlich 
Berechtigten der in der Schweiz angesiedelten Unter­
nehmen zu ermitteln. So kann auch verhindert wer­
den, dass Strohmänner eingesetzt werden, um Profi­
teure von Betrugsfällen zu decken.

2019 hat die Bundesversammlung zwar 
beschlossen, die anonymen Inhaberaktien grössten­
teils abzuschaffen und so die wirtschaftlich 
Berechtigten transparenter zu machen. Diesbezüg­
lich ist sie den Empfehlungen der Financial Action 

Task Force und des Globalen Forums über Trans­
parenz und Informationsaustausch für Steuerzwecke 
der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (OECD) gefolgt. Allerdings: Kont­
rollen, um sicherzustellen, dass die Aktiengesell­
schaften ihre Aktienregister laufend aktualisie­
ren und dass diese Register über die wirtschaftlich 
Berechtigten Auskunft geben, hat der Gesetzgeber 
nicht eingeführt.5

Böswillige Schuldner im Visier

Die EFK hat zudem festgestellt, dass die Daten­
banken der kantonalen und kommunalen Betrei­
bungs- und Konkursämter (BKA) nicht vernetzt sind. 



22	 Die Volkswirtschaft  März 2023WIRTSCHAFTSKRIMINALITÄT

Das hat zur Folge, dass die Daten nicht vollständig 
sind. Kritisch wird es, weil sich dadurch eine Per­
son mit bösen Absichten ohne allzu grosse Mühe 
einen einwandfreien Betreibungsregisterauszug 
beschaffen könnte (als Nachweis dafür, dass sie 
keine Betreibungen hat), indem sie ihren Wohnsitz 
in einen anderen Bezirk verlegt.

Das hauptsächliche Hindernis für eine Vernetzung 
der Datenbanken der BKA ist, dass die Schuldner 
nicht eindeutig identifiziert werden können. Dieses 
Problem könnte das Projekt «Nationaler Adress­
dienst» lösen, an dem das Bundesamt für Statistik 
aktuell arbeitet. Mit diesem Register, das ab 2024 zur 
Verfügung stehen soll, würden die Behörden (und die 
BKA) über ein nationales Adressregister der natür­
lichen Personen verfügen, das auf den AHV-Num­
mern basiert. Eine Vernetzung der BKA würde die 
Suche für die Gläubiger erleichtern und böswillige 
Schuldner, welche die heutige Datenfragmentierung 
ausnutzen, abschrecken.

Immobiliensektor äusserst anfällig

Genau wie die Handels-, Betreibungs- und 
Konkursregister werden auch die Datenbanken der 
Grundbücher dezentral von den Kantonen geführt. 

Entsprechend ist auch hier die Qualität der Daten 
nicht gewährleistet.

Das Eidgenössische Amt für Grundbuch- und 
Bodenrecht (EGBA) ist mit der Oberaufsicht über das 
Grundbuchwesen beauftragt. Es steht vor einer gros­
sen Herausforderung. Schon 2013 stellte ein Bericht 
des Bundesamts für Polizei (Fedpol) fest, dass der 
Immobilienmarkt anfällig für Geldwäscherei ist, ins­
besondere wenn es um die italienische Mafia geht.6 
Seither haben weitere Fachpersonen sowie Akteure 
der Zivilgesellschaft darauf hingewiesen, dass dieser 
Wirtschaftssektor missbraucht werden könne, um Gel­
der illegaler Herkunft in den legalen Finanzkreislauf 
einzubringen.7 Das EGBA verfügt allerdings über keine 
Rechtsgrundlage, um dieses Risiko zu verringern.

Bei ihrer Prüfung hat die EFK festgestellt, dass 
die vom EGBA für ihre Oberaufsicht ausgearbeiteten 
strategischen und konzeptionellen Grundlagen 
sich auf die Themen und Risiken konzentrieren, 
die direkt mit dem Grundbuchwesen zu tun haben. 
Die mit Geldwäscherei verbundenen Risiken wer­
den jedoch vernachlässigt, und das, obwohl gerade 
zu dieser Frage eine vertiefte Analyse durchgeführt 
werden müsste. Das EGBA könnte die Grundbuch­
verwaltungen und die Aufsichtsbehörden der Kan­
tone für diese Risiken sensibilisieren. Ebenso 
müsste das Amt Aspekte berücksichtigen, die für 

6	 Siehe Fedpol 
(2013).

7	 Siehe Transparency 
International 
(2017) sowie 
«Tages-Anzeiger» 
vom 28.2.2022: 
«Die Tricks der 
Geldwäscher bei 
Hausverkäufen».

Waadt
4570 Fälle
Im Vergleich zum Total: 8,7%
ältester Fall: 1892

Genf
1956 Fälle
Im Vergleich zum 
Total: 4,5%
ältester Fall: 1950

Zürich
4215 Fälle
Im Vergleich zum 
Total: 4,0%
ältester Fall: 
1933

Bern
4716 Fälle
Im Vergleich zum Total: 8,2%
ältester Fall: 1935

Basel-Landschaft
648 Fälle
Im Vergleich  
zum Total: 3,9%
ältester Fall: 1966

Zug
637 Fälle
Im Vergleich  
zum Total: 2,0%
ältester Fall: 
1935

Unternehmen, die ihre Einträge in den Handelsregistern seit mehr als 15 Jahren nicht geändert 
haben, nach Kanton (2017)

Anmerkung: Die Daten betreffen das 1. Halbjahr 2017.
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das Grundbuch von wesentlicher Bedeutung sind, 
wie zum Beispiel den Erwerb von Grundstücken 
durch Personen im Ausland. Das EGBA hat sich 
dazu bereit erklärt, seine strategischen und kon­
zeptionellen Grundlagen um Themen zu erweitern, 
die mit Geldwäscherei zusammenhängen.

Föderalismus als Ursache

Register sind von entscheidender Bedeutung, 
damit unsere Wirtschaft reibungslos funktioniert. 
Die von der EFK durchgeführten Prüfungen haben 
in diesem Bereich eine weitere Schwachstelle auf­
gedeckt: die Informationsübermittlung zwischen 
den Bundesbehörden sowie zwischen Bund und 
Kantonen. Die fehlende Zentralisierung der kan­
tonalen Register führt dazu, dass die Praktiken in 
diesem Bereich sehr unterschiedlich sind. Das ist 
die Folge des «Datenföderalismus».

Auf kantonaler Ebene gibt es kaum gemeinsame 
Datenmodelle, und wenn doch, so sind diese unvoll­
ständig oder nicht verbindlich. Das kann dazu füh­
ren, dass die Daten, die den Bundesämtern zur Ver­
fügung gestellt werden, von schlechter Qualität8, 
veraltet oder unvollständig sind. Teilweise haben die 
Bundesämter nicht einmal Zugriff auf diese Daten.

Alle diese Faktoren erklären, weshalb die Schweiz 
heute Mühe hat, die in den Kantonen erfassten Daten 
auf nationaler Ebene zu konsolidieren. Die gegebene 
Situation erschwert den Strafverfolgungsbehörden 
die Arbeit bei ihren Vorermittlungen und ihren Straf­
verfahren. Und sie beeinträchtigt ihre Analysen und 

damit die Umsetzung angemessener Massnahmen, 
um die grössten Risiken im Bereich Wirtschafts­
kriminalität in Angriff zu nehmen. Auch beim Auf­
spüren von Geldern und Vermögenswerten natür­
licher und juristischer Personen aus Russland im 
Rahmen der internationalen Sanktionen war man 
mit dieser Situation konfrontiert – obwohl sie schon 
seit Jahren bekannt ist.
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1	 Siehe beispiels­
weise Draca und 
Machin (2015). 

Im Kopf des Kriminellen
Wirtschaftskriminelle kalkulieren nicht einfach Kosten und Nutzen. 
Ebenso wichtig sind das soziale Umfeld sowie psychologische 
Faktoren. Ein verhaltensökonomisches Gutachten.

Elliott Ash, ETH Zürich

Sagt Ihnen der Name Dieter Behring etwas? 
Das Schweizer Pendant zu Bernie Madoff galt 

als scheinbares Finanzwunderkind, das Anleger 
um 800 Millionen Franken betrogen hat, bevor es 
erwischt und zu fünf Jahren Gefängnis verurteilt 
wurde. Aber warum werden Geschäftsleute wie Die­
ter Behring und Bernie Madoff angesichts solcher 
Strafen zu Wirtschaftskriminellen? Wovon hängt es 
ab, ob jemand der Versuchung des kriminell ver­
dienten Geldes erliegt?

Die klassische Wirtschaftstheorie würde antwor­
ten: von den zu erwartenden Vorteilen und Kosten1, 
also zum Beispiel vom finanziellen Gewinn, von einem 
grösseren Marktanteil oder einem besseren Ruf.

Kostspielige Konsequenzen

Auf der anderen Seite wägen potenzielle Kriminelle 
gemäss der herkömmlichen Wirtschaftstheorie auch 
die potenziellen Kosten ab. Dazu zählen Geld- und 
Haftstrafen sowie Reputationsschäden, wenn man 
erwischt wird. Die Strafen für Wirtschaftskriminalität 
in der Schweiz können sehr hoch sein und bei einigen 
Delikten bis zu zehn Jahre Haft betragen. Sie kön­
nen Geld- und Freiheitsstrafen sowie die Beschlag­
nahmung von Vermögenswerten umfassen. Privat­
personen müssen mit Zivilklagen und Rufschädigung 
rechnen. Zudem können Verbote ausgesprochen 
werden, in bestimmten Branchen tätig zu sein, oder 

Unternehmen werden von der Teilnahme an öffent­
lichen Ausschreibungen ausgeschlossen. Diese Stra­
fen können lang anhaltende Folgen haben und sich 
erheblich auf das finanzielle und berufliche Ansehen 
einer Person oder eines Unternehmens auswirken. 
Andererseits sind die Bussen für Wirtschaftsdelikte 
in der Schweiz auf 5 Millionen Franken begrenzt, und 
die möglichen Gewinne sind viel höher.

Sowohl bei den Vorteilen als auch bei den Kosten 
sind die Wahrscheinlichkeit, dass sie eintreten, und 
der hierfür mögliche Zeitpunkt zu berücksichtigen. 
Veruntreuung oder Insiderhandel können beispiels­
weise schwer aufzudecken sein, da sie manipulierte 
Finanzunterlagen oder vertrauliche Informationen 
beinhalten. Ausserdem können viele Wirtschafts­
delikte wie Korruption oder Bestechung begangen 
werden, ohne eindeutige Beweise oder Spuren 
zu hinterlassen. Die finanziellen Vorteile daraus 
gelingen daher ziemlich oft und erfolgen sofort. Die 
Wahrscheinlichkeit, entdeckt zu werden, ist jedoch 
gering, und die möglichen Strafen liegen weit in der 
Zukunft. Die Verbrechen von Madoff und Behring 
blieben jahrzehntelang unentdeckt und ungestraft.

Eine Frage der Kultur

Also hängt die Frage, ob man ein wirtschaftskriminel­
les Verbrechen begeht, einzig von dieser einfachen 
Kosten-Nutzen-Rechnung ab? Nein. Dieser Ansatz 
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Der Financier und Anlagebetrüger  
Dieter Behring im Jahr 2004. 
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2	 Siehe van Winden 
und Ash (2012). 

3	 Siehe Asch (1951). 

genügt nicht, um alles zu erklären. Auch die eigene 
Psychologie spielt eine Rolle. Einige gewichten sozia­
len Status und Geld höher, was sie zu Wirtschafts­
kriminalität anspornt. Anderen ist Gesetzestreue 
mehr wert. Das erhöht die «wahrgenommenen» 
Kosten einer allfälligen Verurteilung und verstärkt 
die damit verbundene öffentliche Scham.

Mitentscheidend, ob jemand der kriminellen Ver­
suchung erliegt, sind auch das wirtschaftliche und 
das soziale Umfeld. Wenn ein Unternehmen bei­
spielsweise unter finanziellem Druck steht oder wenn 
es mittels hoher leistungsabhängiger Prämien seine 
Mitarbeitenden anspornt, dann sind Führungskräfte 
möglicherweise eher bereit, zu betrügen oder weg­
zuschauen. Umgekehrt kann eine Firma mit strengen 
ethischen Richtlinien und einer gesetzestreuen Kul­
tur die Anreize für Wirtschaftskriminalität verringern. 
Solche psychologischen und sozialen Faktoren müs­
sen berücksichtigt werden.

Erforschung des Irrationalen

Einen wertvollen Blickwinkel, um die Beweggründe 
für Wirtschaftskriminalität zu verstehen, bietet die 
Verhaltensökonomie. Dieser Zweig der Wirtschafts­
wissenschaften berücksichtigt, wie menschliches 
Verhalten von rationalen Entscheidungen abweicht 
und wie psychologische, soziale und emotionale Fak­
toren wirtschaftliche Entscheidungen beeinflussen. 
So haben Verhaltensökonomen herausgefunden, 
dass es eine Reihe von «kognitiven» und «emotio­
nalen» Faktoren gibt, welche Menschen in der Ten­
denz zu unethischem Verhalten verleiten.2

Ein Beispiel für ein solches kognitives Phänomen 
ist die sogenannte Prospect-Theorie. Sie besagt, 
dass Menschen ihre Entscheidungen anhand der 
«wahrgenommenen» Eintretenswahrscheinlich­
keit treffen. Diese kann allerdings von den objek­
tiven Eintretenswahrscheinlichkeiten abweichen. 
Dadurch schätzen Unternehmen und Beamte die 
Aufdeckungswahrscheinlichkeit bei Wirtschafts­
kriminalität oft falsch ein. So hören wir in den Nach­
richten beispielsweise nur von den Verbrechern, die 
gefasst wurden, aber nicht von denen, die unent­
deckt blieben.

Ein anderes relevantes Konzept ist die Ver­
lustaversion. Ihr zufolge reagieren Menschen 

empfindlicher auf Verluste als auf Gewinne. Das 
kann letztlich dazu führen, dass Menschen Ent­
scheidungen treffen, die sie unter anderen 
Umständen als unethisch einordnen würden. Wenn 
sie beispielsweise der Meinung sind, dass ihnen ein 
grosser Jahresendbonus zusteht, werden sie sich 
möglicherweise kriminell verhalten, um die Quoten 
zu erreichen und den Bonus zu erhalten.

Und schliesslich erklärt die sogenannte hyper­
bolische Diskontierung, weshalb Menschen all­
fälligen Konsequenzen ihrer Handlungen umso 
weniger Gewicht beimessen, je weiter diese in der 
Zukunft liegen. Da die Urteile für Wirtschaftsdelikte 
oft lange auf sich warten lassen, kann dies ihre prä­
ventive Wirksamkeit verringern.

Emotionen verführen

Auch emotionale Faktoren spielen bei der Ent­
scheidung für ein Verbrechen eine Rolle. Oftmals 
haben diese jedoch zwei Seiten. Sie wirken gleich­
zeitig fördernd und hemmend. Wut etwa kann Men­
schen dazu bringen, impulsiv zu handeln und Ent­
scheidungen zu treffen, die sie später bereuen. 
Beispielsweise wenn jemand den eigenen Arbeit­
geber bestiehlt. Umgekehrt kann Wut potenziel­
le Straftäter auch abschrecken, wenn sich diese vor 
den wütenden Reaktionen ihrer Freunde und Kollegen 
fürchten, sollte das Verbrechen ans Licht kommen.

Auch das Schamgefühl, als Krimineller entlarvt 
zu werden, wirkt einerseits abschreckend. Anderer­
seits könnte die Scham darüber, nicht genug Geld 
zu verdienen, auch zu mehr Wirtschaftskrimi­
nalität führen.

Es gibt eine ganze Reihe weiterer verhaltens­
ökonomischer Faktoren, welche im Zusammen­
hang mit Wirtschaftskriminalität von Bedeutung 
sind. Dazu gehören die Tendenz, so zu handeln, wie 
andere das tun3, oder das Überschätzen der eige­
nen Fähigkeiten respektive der Illusion zu unter­
liegen, alles im Griff zu haben. Ein anderes Beispiel 
ist das Phänomen der «moralischen Lizenzierung», 
bei der Menschen, die sich in einer Situation ethisch 
korrekt verhalten haben, sich in einer anderen 
Situation berechtigt fühlen, sich unethisch zu ver­
halten. Dieses Phänomen tritt nachweislich bei 
Führungskräften auf, die sich sozial verantwortlich 
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verhalten. Diese fühlen sich dann oft weniger schul­
dig, wenn sie kriminell werden.4

Strafen stören Moralkompass

Angesichts der Tatsache, dass die Aufdeckungs­
wahrscheinlichkeit bei einigen Arten von Wirt­
schaftskriminalität gering ist und die zu erwartenden 
Strafen nicht so hoch sind, ist es vielleicht nicht über­
raschend, wie oft wir von Wirtschaftskriminalität in 
den Nachrichten hören. Aber es wäre noch häufiger, 
wenn die Menschen nicht durch intrinsische Mo­
tivation und andere Verhaltensfaktoren davor ab­
geschreckt würden. Deshalb sind die Einsichten der 
Verhaltensökonomie entscheidend, um wirksame 
Strategien zur Verhinderung zu entwickeln. Denn 
Menschen werden oft durch mehr als nur finanziel­
le Anreize motiviert. Auch Faktoren wie ein star­
ker Moralkodex, soziale Normen und Reputations­
bedenken spielen eine wichtige Rolle.

Heute werden oft explizite Anreize wie strafrecht­
liche Sanktionen eingesetzt, um Einzelpersonen 
von Wirtschaftsdelikten abzuhalten. Solche Anreize 
können jedoch auch unbeabsichtigte Folgen haben. 
Denn wenn Menschen durch äussere Belohnungen 
oder Strafen motiviert werden, kann dies ihre innere 
Motivation zu ethischem und verantwortungsvollem 
Verhalten untergraben. Dies kann dazu führen, dass 
sich der Einzelne ausschliesslich an der Androhung 
von Strafen orientiert. Letztlich verringert das die 
Wahrscheinlichkeit, sich ethisch zu verhalten, wenn 
niemand mehr hinschaut. Möglicherweise hat auch 
bei Dieter Behring oder Bernie Madoff dieser innere 
Moralkompass versagt.
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1	 Von Transparency 
International 
­definiert als «Miss­
brauch anvertrauter 
Macht zum privaten 
Nutzen oder 
­Vorteil». 

2	 In der 2008 ein­
gerichteten Idag 
sind vertreten: 
Armasuisse, EDA, 
BBL, BJ, Astra, Seco 
und die Bundes­
anwaltschaft. 

Korruptionsbekämpfung in der 
Schweiz: Gute Noten mit Luft  
nach oben
Die Schweiz belegt im internationalen Korruptionsindex Rang 7.  
Sie koordiniert ihre nationale Korruptionsbekämpfung, unterstützt 
den Kampf gegen Korruption im In- und Ausland und toleriert  
keine Korruption in ihrer Entwicklungszusammenarbeit.

Olivier Bovet, Daniel Aeby, Seco

Korruption1 verzerrt den Wettbewerb, ver­
teuert staatliche Investitionen und erschwert 

den Zugang der Bevölkerung zu grundlegenden 
Produkten und Dienstleistungen. Im schlimms­
ten Fall kann sie sogar töten, wie das jüngste Erd­
beben in der Türkei und in Syrien gezeigt hat. Denn 
höchstwahrscheinlich sind auch korrupte Machen­
schaften im ­Beschaffungswesen mitschuldig an der 
verheerenden Zerstörung.

Die Schweiz ist bei der Korruptionsbe­
kämpfung weltweit eines der fortschrittlichsten 
Länder. Im Korruptionsindex der Nichtregierungs­
organisation Transparency International, der die 
wahrgenommene Korruption misst, belegt sie im 
Jahr 2022 Platz 7. Sie geht seit mehreren Jahren 
im In- und Ausland entschlossen gegen Korruption 
vor und befindet sich im Korruptionsindex daher 
in der Spitzengruppe. Ganz oben auf die Rangliste 
schaffte sie es bisher allerdings nicht, unter ande­
rem wegen fehlender Regulierung im Bereich des 
Lobbyings. Doch was tut die Schweiz ganz konkret 
gegen Korruption?

Die Politik, die Justiz und die Strafverfolgungs­
behörden der Schweiz bekämpfen Korruption in 
den Kantonen und auf Bundesebene. Strafrecht­
lich ist unter anderem die Bestechung von Amts­
trägern sowie von Privatpersonen im In- und Aus­
land verboten. Sowohl die aktive als auch die 
passive Bestechung gelten als Offizialdelikt, das 
heisst, sie werden von Amtes wegen verfolgt. Die 

zuständigen Kantons- oder Bundesbehörden unter­
suchen die Fälle, manchmal in Zusammenarbeit 
mit ausländischen Stellen, erlassen Urteile und 
­verhängen Strafen.

So zum Beispiel 2019. Damals verurteilte die 
Bundesanwaltschaft den Genfer Rohstoffhändler 
Gunvor im Zusammenhang mit Korruptionshand­
lungen im Ausland zu einer Busse und zog die in 
Zusammenhang mit der Straftat erlangten Ver­
mögenswerte ein. Infolge schwerer Mängel in der 
internen Organisation hatte der Erdölhändler zwi­
schen 2008 und 2011 nicht die nötigen Vorkehrungen 
getroffen, um zu verhindern, dass seine Angestellten 
und Vermittler Behörden bestachen, um Zugang zu 
den Erdölmärkten der Republik Kongo und der Elfen­
beinküste zu erhalten.

Der Bund steuert die 
Korruptionsbekämpfung

In der Schweiz koordiniert die Interdepartement­
ale Arbeitsgruppe Korruptionsbekämpfung des 
Bundes2 (Idag) in Zusammenarbeit mit den Kanto­
nen, der Privatwirtschaft und der Zivilgesellschaft 
die Antikorruptionsbestrebungen in öffentlichen 
Verwaltungen. Sie hat auch die erste Strategie des 
Bundesrats gegen die Korruption erarbeitet, in der 
die Ziele der Prävention, der Strafverfolgung und 
der internationalen Zusammenarbeit im Bereich der 
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Korruptionsbekämpfung für die Jahre 2021 bis 2024 
definiert sind.

Im Rahmen dieser Strategie setzt der Bund eine 
Reihe von Massnahmen um. Unter anderem beauf­
tragt er die Idag, Funktionen innerhalb der Bundesver­
waltung zu identifizieren, die in besonderem Masse mit 
Korruptionsrisiken behaftet sind. Zudem verpflichtet 
sich der Bund selber, seine Mitarbeitenden über die 
Anzeigepflicht gemäss Bundespersonalgesetz zu 
informieren, und er bietet anderen Staaten nötigen­
falls technische Unterstützung bei der Korruptions­
bekämpfung, wenn diese um Rechtshilfe ersuchen. 
Obwohl sich die Strategie lediglich an die Bundesver­
waltung richtet, verspricht sich der Bundesrat dadurch 
auch eine indirekte Wirkung auf weitere Kreise, ins­
besondere auf die Kantone und den Privatsektor.

Die Strategie verpflichtet auch das Staats­
sekretariat für Wirtschaft (Seco). Das Seco selbst 
und Schweizer Vertretungen im Ausland klä­
ren internationale Unternehmen bei bilateralen 
Gesprächen, Vorträgen oder Onlineseminaren 
über die geltende Gesetzgebung sowie die Risiken 
und Gefahren der Korruption auf. Zudem sind auf 
der Seco-Website hilfreiche Instrumente für die 

Korruptionsbekämpfung zu finden, unter anderem 
ein Leitfaden zur Korruptionsprävention für Schwei­
zer Unternehmen.

Korruption international bekämpfen

Die Schweiz geht auch international gegen Kor­
ruption vor. Sie hat namentlich die wichtigsten 
internationalen Übereinkommen zur Korruptions­
bekämpfung unterzeichnet, die unter der Schirm­
herrschaft der OECD, des Europarats und der Ver­
einten Nationen stehen (siehe Kasten auf S. 31). Sie 
enthalten international geltende Regeln, deren Ein­
haltung überwacht wird.

Besonders grossen Schaden verursacht Kor­
ruption in Entwicklungs- und Schwellenländern mit 
schwachen Institutionen, schlechter Regierungs­
führung und ineffizienter Strafverfolgung. Die 
Schweiz bekräftigt daher in der Strategie der inter­
nationalen Zusammenarbeit 2021–2024 ihren Wil­
len, die Partnerstaaten im Kampf gegen Korrup­
tion, Vetternwirtschaft und Misswirtschaft weiter 
zu unterstützen.

Korruption kann töten. 
Eingestürztes Gebäude bei 
einem Erdbeben in der 
Türkei 2020. Die Schweiz 
unterstützt den Kampf 
gegen Misswirtschaft im  
In- und Ausland. 
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Das Seco verfolgt im Rahmen der internationalen 
Entwicklungszusammenarbeit verschiedene Projekte, 
um das Wirtschaftswachstum und den nachhaltigen 
Wohlstand in den Partnerländern der Schweiz zu för­
dern. Zur Korruptionsbekämpfung unterstützt das 
Seco unter anderem das Schaffen verantwortungs­
voller und transparenter Institutionen, Transparenz 
bei Ausgaben, Beschaffungen und Investitionen der 
öffentlichen Hand, eine nachhaltige Bewirtschaftung 
natürlicher Ressourcen und verstärkte interne und 
externe Finanzkontrollen (siehe Tabelle).

Nulltoleranz bei Korruption

Bei der Umsetzung seiner Entwicklungsprojekte ver­
folgt das Seco in Bezug auf korrupte Praktiken eine 
Nulltoleranz. Unregelmässigkeiten müssen gemeldet 
werden und können Disziplinar- oder ­Strafverfahren 

nach sich ziehen. Um das Korruptionsrisiko zu re­
duzieren, prüft das Seco derzeit die Möglichkeit, 
sich zusätzlich zur bestehenden Plattform der Eid­
genössischen Finanzkontrolle (EFK) einem spe­
ziell für die internationale Zusammenarbeit der 
Schweiz eingerichteten digitalen Meldesystem an­
zuschliessen. Mit einem solchen System können Hin­
weisgeber anonym bleiben und sind dadurch bes­
ser geschützt.

Die Nulltoleranz hindert das Seco jedoch nicht 
daran, in Ländern mit Korruptionsproblemen, etwa 
in Afrika oder Lateinamerika, tätig zu sein. Dort ana­
lysiert es sorgfältig die damit verbundenen Risiken 
und trifft Massnahmen zur Risikominderung mit­
tels eines Kontrollsystems sowie einer gründlichen 
Sorgfaltsprüfung bei der Auswahl neuer Partner­
organisationen. Zudem hält sich das Seco bei 
­öffentlichen Beschaffungen an klare Prozesse und 
Kontrollen, lässt sich regelmässige durch externe 

Projektname «Projekt für Transparenz, Integrität 
und Rechenschaftspflicht»

«Stärkung der regionalen  
Finanzverwaltungen»

Land Südafrika Peru

Zeitraum 2021–2025 2015–2023

Finanzieller 
Beitrag des 
Seco

3 Millionen Franken 11 Millionen Franken

Beschreibung Ziel des Projekts ist es, die Prävention und 
Aufdeckung von Korruption in Südafrika 
zu fördern, zur Ergänzung von strafrech-
tlichen Massnahmen. Im Fokus stehen 
die Sensibilisierung und der Einbezug der 
Zivilgesellschaft sowie die Unterstützung 
bei der Umsetzung der nationalen Korrup-
tionsstrategie. Zudem sollen Aktionspläne 
erarbeitet werden im öffentlichen Beschaf-
fungswesen, bei der Geschäftsintegrität 
und bei Korruptionsmeldungen, die alle ge-
sellschaftlichen Akteure einbeziehen.

Das Projekt stärkt die öffentlichen Finanzen 
auf regionaler und lokaler Ebene. Konkret 
sollen die administrativen Abläufe optimi-
ert sowie die Transparenz und die Rech-
enschaftspflicht in den Bereichen Steuer-
erhebung, Investitionsmanagement und 
öffentliche Ausgaben gefördert werden. 
Zudem soll das Projekt die Staatsan-
waltschaft dazu befähigen, vermehrt im 
Bereich der internationalen Rechtshilfe und 
der Rückgabe unrechtmässig erworbener 
Vermögenswerte tätig zu werden. Seit Pro-
jektbeginn konnten auf diesem Weg 40 Mil-
lionen Dollar im Ausland sichergestellt 
werden.

Zwei Seco-Projekte zur Korruptionsbekämpfung
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Revisionen prüfen und überwacht die Projekte in 
Bern und in den Kooperationsbüros in der Schweiz 
und im Ausland.

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die 
Schweiz im Kampf gegen die Korruption sowohl auf 
nationaler als auch auf internationaler Ebene aktiv 
ist. Mit der Strategie gegen die Korruption 2021–
2024 verfügt der Bund über ein wirksames Werk­
zeug, um sein Engagement weiter zu verbessern. 
Auf internationaler Ebene unterstützt das Seco unter 
anderem Projekte zur Korruptionsbekämpfung und 
verfolgt bei all seinen Entwicklungsprojekten eine 
Nulltoleranz. Die Schweiz ist somit im Kampf gegen 
die Korruption gut aufgestellt, wobei sie die Mittel 
hat, um noch besser zu werden.
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Internationaler Kampf gegen Korruption

Die Schweiz ist Vertragspartei der 
drei folgenden internationalen 
Übereinkommen zur Korruptionsbe-
kämpfung:

•	Das Übereinkommen der OECD 
über die Bekämpfung der Beste-
chung ausländischer Amtsträger 
im internationalen Geschäfts-
verkehr stellt die grenzüber-
schreitende Korruption in den 
44 Vertragsstaaten unter Strafe. 

•	Das Strafrechtsübereinkommen 
des Europarats über Korruption 
legt Mindestvoraussetzungen für 
die Strafverfolgung bei Beste-
chung öffentlicher Behörden oder 
Privatpersonen fest und wird in 
50 Ländern umgesetzt.

•	Dem Übereinkommen der Ver-
einten Nationen gegen Korruption 
haben sich 189 Vertragsstaaten 
angeschlossen. Es handelt sich um 
das universellste Übereinkommen 
zur Verhinderung von Korruption.

Daniel Aeby
Wissenschaftlicher Mitarbeiter, 
Leistungsbereich Wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwick­
lung, Staatssekretariat für 
­Wirtschaft (Seco), Bern

Olivier Bovet
Wissenschaftlicher Mitarbeiter, 
Ressort Internationale Investi­
tionen und multinationale Unter­
nehmen, Staatssekretariat für 
Wirtschaft (Seco), Bern
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«Gerichtsverhandlungen sind  
kein Boxmatch»
Bundesanwalt Stefan Blättler ist seit gut einem Jahr im Amt.  
Nach den Aufregungen rund um seinen Vorgänger ist es ruhiger  
geworden. Im Interview erklärt er, warum es in seiner Arbeit  
nicht ums Siegen geht.

Interview: Guido Barsuglia, Matthias Hausherr, Die Volkswirtschaft

Herr Blättler, wie kriminell ist die Schweizer 
Wirtschaft?
Pauschal kann man das natürlich nicht sagen. Aber: 
Die Schweiz ist ein beliebtes Ziel für legal wie auch 
illegal erworbenes Geld.

Um wie viel illegal erworbenes Geld geht es?
Eine Summe zu beziffern, erscheint mir nicht wichtig. 
Es ist mir viel wichtiger, zu sagen, dass wir alles daran-
setzen müssen, dass der Finanz- und Wirtschaftsplatz 
Schweiz nicht mit Kriminalität assoziiert wird.

Wann schaltet sich die Bundesanwaltschaft ein?
Wir sind für die internationale Wirtschaftskriminali-
tät zuständig – schwergewichtig Geldwäscherei 
und Korruption. Wir verfolgen auch Verbrechen 
und Delikte in den Bereichen Völkerstrafrecht, 
Terrorismus, Cyberkriminalität, Staatsschutz und 

sind für die Strafverfolgung von kriminellen Orga-
nisationen zuständig.

Wie teilen Sie sich die Arbeit mit den Kantonen?
Grundsätzlich sind die Kantone für die nationale 
Strafverfolgung zuständig. Handelt es sich jedoch um 
ein Delikt, das wesentlich im Ausland oder in meh-
reren Kantonen begangen wurde, fällt es unter die 
Bundesgerichtsbarkeit. Die Zuständigkeiten sind in 
der Strafprozessordnung geregelt. Bei Wirtschafts-
delikten gibt es natürlich auch Schnittmengen.

Sie sagten einmal, der internationale 
Informationsaustausch sei einfacher als  
der interkantonale.
Das Problem besteht vor allem bei der Polizei. Jeder 
Kanton hat sein eigenes Informationssystem. Ein Ber-
ner Polizist hat keinen Zugriff auf das Tessiner System. 
Deshalb ist es für uns manchmal einfacher, in Europa 
Informationen zu bekommen als in der Schweiz. Hier 
gibt es dringenden gesetzlichen Handlungsbedarf, 
und man ist auch schon dabei, dies zu ändern.Stefan Blättler

Stefan Blättler, 63, ist promovierter 
Jurist der Universität Neuenburg. 
Im September 2021 wählte ihn 
das Parlament zum Bundesanwalt 
für den Rest der Amtsperiode. 
Sein Vorgänger legte 2020 sein 
Mandat nieder. Blättler war über 
30 Jahre für die Kantonspolizei Bern 

tätig. 16 Jahre leitete er diese. Die 
Bundesanwaltschaft zählt knapp 
250 Vollzeitstellen – darunter 
50 Staatsanwälte. Der Hauptsitz ist 
in Bern. Im September 2023 wird 
der Bundesanwalt für die Amtspe-
riode 2024–2027 gewählt.



Stefan Blättler im Innenhof der Bundesanwalt-
schaft in Bern: «Die Schweiz ist ein beliebtes Ziel 
für legal wie auch illegal erworbenes Geld.»
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Die Aufgabe Ihrer Staatsanwälte ist es, zu 
ermitteln und dann Anklage vor dem Bundes-
strafgericht zu erheben?
Ja. Bei hinreichender oder konkreter Verdachts-
lage müssen wir ein Strafverfahren eröffnen und 
dann ermitteln.

«In gewissen Fällen 
müssen wir damit 
rechnen, dass das Gericht 
anders urteilt.»

Sie müssen Anklage erheben? Auch wenn die 
Beweislage dünn ist?
Ja. Wenn wir auch nur den kleinsten Zweifel an der 
Rechtmässigkeit der Handlung haben, müssen wir 
Anklage erheben – das Prinzip nennt sich «in dubio 
pro duriore». Das Gericht beurteilt dann die Anklage 
und kann – im Zweifel für den Angeklagten, also in 
«dubio pro reo» – diesen freisprechen.

Das heisst, Sie haben von vornherein schlechte 
Karten, zu gewinnen.
So ist das System. In gewissen Fällen müssen wir 
damit rechnen, dass das Gericht anders urteilt. Es 
geht aber nicht darum, ob eine Staatsanwaltschaft 
vor Gericht gewinnt oder verliert. Gerichtsver-
handlungen sind kein Boxmatch, wie das die Medien 
darstellen. Es geht um Rechtsfindung und um nichts 
anderes. Wäre es so, dass die Staatsanwaltschaft 
immer recht hat: Wozu brauchte es dann ein Gericht?

Wer macht die Detektivarbeit?
Das ist Aufgabe der Bundeskriminalpolizei. Sie er-
mittelt auf Anordnung einer Staatsanwältin oder 
eines Staatsanwalts des Bundes. Wir müssen uns 
aber bewusst sein: Bei internationalen Zusammen-
hängen sind wir auf die Unterstützung anderer Länder 
und der dortigen Institutionen angewiesen. Rechts-
hilfe ist das zentrale Scharnier. Und es ist natürlich 
schon so: Es gibt Länder, die geben schlicht keine 
Antwort oder lassen uns Jahre warten. Das ist mit-
unter auch der Grund, weshalb Verfahren sehr lange 

dauern können oder wir Verfahren mangels Beweis-
mittel einstellen oder sistieren müssen.

Gibt es Delikte, die stark zugenommen haben in 
letzter Zeit?
Grundsätzlich sehen wir eine Verlagerung in die di-
gitale Welt, die sogenannte Cyberkriminalität. Frü-
her kamen die Leute mit dem Auto, haben einen 
Einbruch begangen und sind wieder fortgefahren. 
Heute bleiben sie auf ihrem Sofa sitzen und räumen 
Ihr Bankkonto leer.

Das heisst, Sie werden künftig mehr Staats-
anwälte für Cyberkriminalität beschäftigen?
Ja. In der Tendenz müssen wir diesen Bereich aus-
bauen. Dieser Entwicklung dürfen wir nicht hinter-
herhinken. Es geht ja immer um dasselbe: Fol-
low the money. Wir müssen das Geld finden und 
herausfinden, über welche verschlüsselten Wege 
es verschoben wurde. Diese Wege sind immer öfter 
digital, und es wird in Kryptowährungen bezahlt. 
Wir – aber auch die Strafverfolgungsbehörden in 
anderen Ländern – sind noch nicht dort, wo wir 
sein müssten.

«Es ist wie beim Krebs:  
Vom Moment an, wo  
wir kriminelle 
Organisationen sehen,  
ist es oft schon  
zu spät.» 

Die Mafiabekämpfung ist für Sie zentral.  
Ihrem Vorgänger schien der Finanzplatz 
Schweiz wichtiger. Ein Richtungswechsel?
Das hängt zusammen. Es ist ja so, dass auch krimi-
nelle Organisationen den Finanzplatz nutzen. Wir 
haben zunehmend kriminelle Organisationen in der 
Schweiz. Dazu gehören die bekannte italienische 
Mafia, aber auch Organisationen aus Südosteuropa, 
Afrika und Asien. Diese wollen illegal oder legal er-
worbenes Geld in den Wirtschaftskreislauf bringen.
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Wieso gerade in der Schweiz?
Die Schweiz bietet eine hervorragende Ausgangs-
lage: gute Infrastruktur, funktionierendes Bank-
wesen und dadurch jede Menge an Möglichkeiten 
zur Diversifizierung der Investitionen.

Was macht den Kampf gegen die Mafia  
so schwierig?
Eine kriminelle Organisation ist so gegliedert, dass 
die Ermittler fast nicht hineinkommen. Das sind 
in sich geschlossene Gesellschaften. Zudem ist 
organisierte Kriminalität oft unsichtbar. Eine Leiche 
sehen Sie. Da muss ein Täter vorhanden sein. Aber ob 
eine Geldtransaktion einen kriminellen Hintergrund 
hat, das ist nicht offensichtlich.

Trotzdem verursacht die Kriminalität 
gesellschaftlichen Schaden.
Ja, das ist so. Aber: Solange man Kriminalität nicht 
sieht, beschäftigt sie einen auch nicht. Es ist wie beim 
Krebs: Vom Moment an, wo wir kriminelle Organisa-
tionen sehen, ist es oft schon zu spät. Wir müssen 
deshalb Kriminalität frühzeitig entdecken und elimi-
nieren, bevor sie sich breitmacht.

Das Unternehmensstrafrecht wurde vor 
20 Jahren auf internationalen Druck hin in der 
Schweiz eingeführt. Seither hat die Bundes-
anwaltschaft in diesem Bereich ein gutes Dut-
zend rechtskräftiger Verurteilungen erwirkt – 
wieso so wenige?
Das Problem ist auch hier, dass man es mit inter-
national tätigen Unternehmen zu tun hat. Das 
heisst, man muss die Straftat oftmals auch im Aus-
land nachweisen und ist auf die Zusammenarbeit 
mit den jeweiligen Behörden angewiesen. Manch-
mal ist das nicht unbedingt im Sinne dieser Län-
der. Denn vielleicht ist die Stelle, die Rechtshilfe 
leisten müsste, auch die Stelle, wo Schmiergelder 
bezahlt wurden.

Der Schweizer Industriekonzern ABB einigte sich 
Ende 2022 mit den US-Behörden auf einen Ver-
gleich in Höhe von gut 300 Millionen Dollar für 
Schmiergeldzahlungen in Südafrika. Zusätzlich 
wurde der Konzern in der Schweiz zu 4 Millionen 
Franken Strafe verurteilt. Eine zu milde Strafe?
Die Maximalstrafe von 5 Millionen Franken in der 
Schweiz steht in keinem Verhältnis zu dem, was 
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international gilt. Gleichzeitig gibt es in der Schweiz 
Konzerne, die Umsätze in Milliardenhöhe erwirt-
schaften. Das heisst: Für ein Korruptionsdelikt im In- 
und Ausland riskieren Unternehmen bei uns ledig-
lich eine Busse von 5 Millionen Franken. Da stimmen 
doch die Proportionen nicht. Mit so geringen Strafen 
sendet die Schweiz zudem die Botschaft aus, dass 
uns das Thema nicht so wichtig ist.

Teilweise werden verurteilte Firmen von öffent-
lichen Aufträgen ausgeschlossen. Wirkt das?
Diesen Ausschluss scheuen die Firmen am meisten, 
weshalb sie auch kein Interesse daran haben, an der 
Aufklärung mitzuwirken. Deshalb schlage ich auch 
immer wieder die Möglichkeit eines DPA vor.

Was ist ein DPA?
DPA steht für Deferred Prosecution Agreement oder 
auch «convention judiciaire d’intérêt public», wie es 
in Frankreich heisst. Was der bedingte Strafvollzug 
für physische Personen ist, ist der DPA für Firmen. 
Dadurch kann die Bundesanwaltschaft mit der Firma 
vereinbaren, dass man vorläufig auf eine Anklage-
erhebung verzichtet. Dies beispielsweise unter der 
Bedingung, dass die Firma während ein paar Jah-
ren mit den Behörden zusammenarbeitet, ein Moni-
toring durchführen lässt oder zum Beispiel das Ma-
nagement auswechselt. ABB hat sich zum Beispiel 
mit den USA im Rahmen eines DPA geeinigt.

«Man kann nicht  
alle Probleme mit dem 
Strafrecht lösen. 
Strafrecht ist immer  
die letzte Barriere.»

Was ist der Vorteil eines DPA?
Ein DPA kann Unternehmen ermutigen, mutmass-
liche Fälle im Bereich des Unternehmensstrafrechts 
selbst anzuzeigen und mit den Strafverfolgungsbe-
hörden zu kooperieren. Ohne Verurteilung riskie-
ren sie nicht, von Ausschreibungen ausgeschlossen 
zu werden.

Die Strafen in der Schweiz scheinen tief,  
aber auch die Wahrscheinlichkeit, erwischt  
zu werden.
Man kann nicht alle Probleme mit dem Strafrecht 
lösen. Strafrecht ist immer die letzte Barriere. Es 
gibt immer noch andere Checks und Balances. 
Beispielsweise die soziale Kontrolle. Am Schluss, 
wenn alles andere nichts nützt, ist das Strafrecht 
an der Reihe.

Was ist die Rolle der Medien?
Viele grössere Verfahren sind im In- und Ausland 
durch Journalisten in Gang gesetzt worden. Und 
dann ist eine Lawine ins Rollen gekommen. Es ist 
die Rolle der freien Presse, solche Berichterstattung 
zu leisten.

Stichwort Bankgeheimnis: Artikel 47 Banken-
gesetz verunmöglicht es Journalisten, geleakte 
Schweizer Bankdaten zu sichten…
Ich überlasse es dem Gesetzgeber, ob er die Not-
wendigkeit sieht, das zu ändern oder nicht.

Ihr Vorgänger ist 2020 zurückgetreten. In der 
Berichterstattung ging es zuletzt nur noch um 
seine Person. Jetzt scheint es ruhiger geworden 
zu sein.
Das sagen mir viele. Aber wir sind ja nicht dazu da, 
um Aufmerksamkeit in der Bevölkerung zu haben. 
Wir sind da, um unsere Arbeit zu tun. Diese ist viel-
fach nicht spektakulär. Es gibt spektakuläre Fälle, 
beispielsweise wenn berühmte Personen betroffen 
sind. Aber auch wenn sich diese beim Bundesstraf-
gericht in Bellinzona zeigen müssen, geht es nicht 
um die berühmten Köpfe, sondern darum, ob aus 
unserer Sicht strafbare Handlungen vorliegen oder 
vorliegen könnten. Es geht nicht um Darstellung 
oder um Effekthascherei.

Werden Sie sich im September dem Parlament 
für Ihre Wiederwahl stellen?
Ich bin jetzt gut 14 Monate im Amt. Damit ist die 
Einarbeitungszeit in etwa durch. Ich glaube aus 
dem Kosten-Nutzen-Verhältnis dieses Aufwands 
lässt sich erahnen, dass ich nicht gleich wieder ab-
treten möchte. (lacht) Ich werde mich der Wieder-
wahl stellen.
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Mehr Artikel auf  
Twitter und LinkedIn
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Die SBB steigern ihre Finanzkraft
Die Sicht der Chefökonomen

Als ich vor fast zwei Jahren Finanzchef und in die-
ser Funktion Chefökonom der Schweizerischen 

Bundesbahnen (SBB) wurde, hatte uns die Corona-
Krise bereits hart getroffen. Die Reisenden fehlten. 
Das führte zu massiven Einnahmenverlusten im Fern-
verkehr und liess unsere schon damals hohen Schul-
den rasch weiter ansteigen. Trotz Mehreinnahmen 
und Kostensenkungen resultierte auch im Jahr 2022 
nochmals ein Verlust.

Finanzfragen an der Schnittstelle zwischen Poli-
tik und Wirtschaft beschäftigen mich seit je. Für mich 
ist zentral, dass die SBB finanziell gesund sind und 
ihre Leistungen für die Schweiz rentabel erbringen. 
Stand heute haben wir über 11 Milliarden Franken 
Schulden. Bis ins Jahr 2030 werden die SBB rund 6 
Milliarden an Kosten- und Effizienzmassnahmen rea-
lisieren. Zusätzlich beabsichtigt der Bund, uns beim 
Schuldenabbau zu unterstützen.

Doch was braucht es für einen finanziell gesun-
den und rentablen Betrieb? Einerseits müs-
sen wir unsere Ertragskraft im Fernverkehr stei-
gern, die Resilienz im Energiebereich erhöhen 
und das strukturelle Defizit im Binnengüterver-
kehr eliminieren. Andererseits ist auch die Poli-
tik in der Verantwortung. Sie bestimmt die Priori-
täten des Netzausbaus und damit unsere zukünftige 
Wirtschaftlichkeit wesentlich mit.

In meiner zweiten Rolle als Verwaltungsrats-
präsident von SBB Cargo beschäftigt mich auch 
die Zukunft des Güterverkehrs. Rund ein Drit-
tel der Waren in der Schweiz wird auf der Schiene 
transportiert – der Grossteil davon im sogenannten 
Einzelwagenladungsverkehr. Dieser ist insbesondere 
für Güter des Detailhandels, Stückgut, für die Bau- 
und die Landwirtschaft oder die Armee wichtig. Das 
heisst, Güterzüge werden aus Güterwagons ver-
schiedener Versender und Empfänger zusammen-
gestellt. Allerdings ist der Einzelwagenladungsver-
kehr sehr aufwendig, weshalb er seit Jahren nicht 
kostendeckend betrieben werden kann.

Andererseits ist  
auch die Politik in  
der Verantwortung.

Die Schiene entlastet die Strasse täglich um rund 
15 000 Lastwagenfahrten, und wir erwarten auch 
künftig eine steigende Nachfrage nach CO2-armen 
Transporten. Die Zukunft liegt im Zusammen-
spiel der verschiedenen Verkehrsträger. Gefragt 
sind integrierte Lösungen von Rampe zu Rampe, 
die oft einzig im Verbund von Strasse und Schiene 
realisierbar sind. Die SBB begrüssen daher, dass 
nun die politischen Weichen für die künftigen 
Rahmenbedingungen und die finanzielle Förde-
rung dieses einzigartigen Netzwerks im Güterver-
kehr gestellt werden.

Aus gesamtwirtschaftlicher Sicht ist klar: Die 
Schweiz braucht ein finanziell nachhaltiges Bahn-
angebot im Personenreiseverkehr und einen 
starken Schienengüterverkehr. Dafür setze ich 
mich ein.

Franz Steiger ist Finanzchef und Chef-
ökonom der SBB sowie Verwaltungsrats-
präsident von SBB Cargo, Bern
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Westschweizer Kinder 
erhalten weniger 

Röstigraben beim Taschengeld
Wie lernen Kinder den Umgang mit Geld? Mädchen und Buben 
erhalten in der Schweiz gleich viel Taschengeld. Allerdings ist der 
Anteil der Mädchen, die ein Sackgeld erhalten, gegenüber den Buben 
bis im Alter von 11 Jahren geringer. Bemerkenswert: Kinder in der 
Deutschschweiz erhalten im Vergleich mit der Romandie öfter und 
mehr Taschengeld.

Anteil der Eltern, die ihren Kindern 
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Pro Juventute und führende Fachstellen der Schuldenprävention empfehlen, ab 12 Jahren einen so-
genannten Jugendlohn auszuzahlen. Neben dem frei verfügbaren Taschengeld beinhaltet dieser auch einen 
Teil der Lebenskosten der Jugendlichen, wie etwa für Handy, Kleider, Coiffeur, Velo, Sport etc. Damit lernen 
die Jugendlichen Selbstverantwortung und entwickeln ein Preisbewusstsein. Beides entspannt die Be-
ziehung zwischen Eltern und Kindern. Der Jugendlohn beinhaltet nur Kosten, die von der Familie ohnehin 
getragen werden, und soll dem bisherigen Lebensstandard und dem Familienbudget entsprechen. Rund die 
Hälfte der Adoleszenten in der Schweiz mit einem Jugendlohn erhält 100 bis 200 Franken monatlich, ein 
Fünftel zwischen 200 und 300 Franken.

Laut einer Studie aus Deutschland geben rund 97 Prozent der Eltern an, dass sie 2023 das 
Taschengeld ihrer Kinder weder kürzen noch erhöhen wollen. Zwischen 2013 und 2022 hat 
die Taschengeldhöhe allerdings um rund 30 Prozent zugenommen. Das ist deutlich mehr, als 
die Inflation im selben Zeitraum betragen hat. Aus der Schweiz gibt es keine Daten dazu.

Der Umgang mit Geld will gelernt sein

Kein Teuerungsausgleich

Quellen: Cosmos Direkt (2022). Taschengeld-Report 2022: Taschengeld der Grundschüler steigt trotz Inflation auf Rekordwert.
Sotomo (2017). Die Schweizer Taschengeld-Studie. Im Auftrag der Credit Suisse.
Meier-Magistretti, C., A. Hermann, M. Schraner und A. Maigatter (2018). Jugendlohn. Evaluation zu Zugang, Umsetzung und Nutzen für Jugendliche und Familien. 
Luzern/Olten: HSLU/FHNW 
Grafiken: freepik.com

Mädchen gehen öfter leer aus
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Warum die WM in Katar das 
Schweizer BIP erhöht
Olympisches Komitee, Fifa und Uefa – viele Sportorganisationen 
haben ihren Sitz in der Schweiz. Internationale Sportgrossanlässe 
wie etwa Fussballweltmeisterschaften beeinflussen daher das 
Schweizer BIP. Für die Konjunkturanalyse veröffentlicht das Seco 
deshalb Sportevent-bereinigte Daten.

Philipp Wegmüller, Sarah Fischer, Felicitas Kemeny, Seco

Wir erinnern uns gerne daran, wie im Dezem-
ber 2022 Argentinien Fussballweltmeister 

wurde oder wie Beat Feuz letztes Jahr im Februar 
an den Olympischen Winterspielen von Peking Gold 
in der Ski‑Abfahrt holte. Beide Sportgrossanlässe mit 
internationaler Ausstrahlung wurden von Vereinen 
durchgeführt, welche ihren Sitz in der Schweiz haben: 
dem internationalen Fussballverband (Fifa) aus Zü-
rich und dem Internationalen Olympischen Komitee 
(IOC) aus Lausanne. Gemäss den beiden Organisatio-
nen erreichten diese Events ein weltweites Fernseh-
publikum von jeweils mehreren Milliarden Menschen. 
Dafür mussten die Fernsehstationen bei ihnen die 
Übertragungsrechte erwerben.

Solche Events prägen die Einnahmen der gros-
sen Organisationen. Gemäss den Finanzberichten 
des IOC beliefen sich die Einnahmen aus den Olym-
pischen Winterspielen von 2018 in Südkorea auf ins-
gesamt knapp 2,2 Milliarden Franken. Die Sommer-
spiele von 2016 in Rio de Janeiro und 2021 in Tokio 
erwirtschafteten sogar noch mehr. Am gewichtigsten 
dabei war der Verkauf von Fernsehübertragungs- und 
Marketingrechten. Er machte rund 95 Prozent aus 
(siehe Abbildung 1 auf S. 44).

Ähnlich sieht es bei den anderen grossen in der 
Schweiz ansässigen Sportorganisationen aus. Alle 
vier Jahre organisiert und vermarktet die Union Euro-
päischer Fussballverbände (Uefa) mit Sitz in Nyon die 
Fussballeuropameisterschaft (EM). Im gleichen Zeit-
intervall – wenn auch um zwei Jahre verschoben – 

richtet die Fifa die Fussballweltmeisterschaft (WM) 
aus. Beide Vereine generieren damit periodisch 
wiederkehrend hohe Einnahmen.

Sportevents beeinflussen BIP

Gemäss geltenden internationalen Standards, wie 
dem Europäischen System Volkswirtschaftlicher 
Gesamtrechnungen1, fliesst die Wertschöpfung von 
in der Schweiz ansässigen Unternehmen und Or-
ganisationen in das Bruttoinlandprodukt (BIP) der 
Schweiz ein. Einkünfte aus immateriellen Gütern wie 
Lizenzen, Rechten und Patenten, die unter anderem 
im Ausland erwirtschaftet werden, spielen auch in 
vielen anderen Branchen eine wichtige Rolle, so etwa 
in der Pharmaindustrie. Dass die Lizenzerträge von 
Sportorganisationen ins BIP des Standortlandes ein-
fliessen, stellt in diesem Sinne also keinen Spezial-
fall dar.2

Zurück zum Beispiel der Sportevents von 2022: 
Die durch die Veräusserung von Fernsehüber-
tragungs‑ und Marketingrechten erzielte Wert-
schöpfung des IOC und der Fifa wird im Schwei-
zer BIP dem Sektor «Kunst, Unterhaltung und 
Erholung»3 zugerechnet. Auf der Verwendungs-
seite ist davon der Aussenhandel betroffen: Einer-
seits wird der Verkauf von Lizenz- und Marketing-
rechten sowie Veranstaltungstickets an Abnehmer 
im Ausland als Dienstleistungsexport verbucht. 

1	 Siehe ESVG (2010). 
Eurostat Review of 
National Accounts 
and Macroeconomic 
Indicators — 2022 
Edition. 

2	 Wie das Bundesamt 
für Statistik in den 
Jahreszahlen des 
Schweizer BIP da-
mit umgeht, ist hier 
im Detail erläutert: 
Camille Gonseth 
und Philippe Küttel 
(2022). The Treat-
ment of International 
Sports Organisations 
in Swiss National 
Accounts. 

3	 Noga-Rubrik 90–93. 



Andererseits werden die ausländischen Sport-
events im Auftrag der Sportorganisationen vor Ort 
organisiert und durchgeführt, sodass Zahlungen 
von der Schweiz ins Ausland fliessen. Diese zäh-
len zu den Dienstleistungsimporten.

Betrachtet man die drei Sportorganisationen 
zusammen, dann finden in der Regel alle zwei Jahre 
gleichzeitig zwei grosse Sportevents statt; jeweils die 
Fussball-EM und die Olympischen Sommerspiele in 
einem Jahr sowie die Fussball-WM und die Olympi-
schen Winterspiele zwei Jahre später (2020 wurden 
die Olympischen Sommerspiele und die Fussball-
EM pandemiebedingt ausnahmsweise auf 2021 ver-
schoben). Die Wertschöpfung in der Unterhaltungs-
branche spiegelt diesen Rhythmus eindrücklich wider 
(siehe Abbildung 2 auf S. 44). Im Jahr 2018 kletterte 
die Wertschöpfung dieses Branchenaggregats im 

Zuge der Fussball-WM und der Olympischen Winter-
spiele auf knapp 7 Milliarden Franken. Im Jahr 
danach, ohne Grossevents, lag sie nur noch bei 5 Mil-
liarden Franken, also knapp 30 Prozent tiefer. Ent-
sprechend wird das gesamte BIP-Wachstum in Jah-
ren mit grossen Sportveranstaltungen typischerweise 
um einige Zehntel Prozentpunkte positiv beeinflusst, 
in den Folgejahren dagegen negativ.

Bereinigtes BIP

Da die genannten Grossanlässe zudem nur einen 
begrenzten Informationsgehalt bezüglich der 
aktuellen Konjunkturlage aufweisen, ist es sinn-
voll, deren Wertschöpfung gesondert zu be-
handeln. Das Staatssekretariat für Wirtschaft (Seco) 
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Fernsehübertragungsrechte machen einen grossen Teil der Fifa-Einnahmen aus. Fans verfolgen  
die Übertragung des WM-Achtelfinals 2022 zwischen Marokko und Spanien.
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Abb. 2: Wertschöpfung der Unterhaltungsbranche: Quartalsergebnis, real, saisonbereinigt (2013–2022)
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4	 Verfügbar auf Seco.
admin.ch: Quartals-
daten Brutto
inlandprodukt. 

5	 Details zum Vorgehen 
finden sich in der 
technischen Notiz 
sowie in den Kon-
junkturtendenzen 
vom Herbst 2022. 

berechnet deshalb seit 2018 Sportevent-bereinigte 
Daten zum vierteljährlichen Bruttoinlandprodukt 
(BIP) der Schweiz sowie zur Wertschöpfung des 
Unterhaltungssektors. Seit Herbst 2022 sind zu-
dem Sportevent‑bereinigte Daten4 zu den Dienst-
leistungsexporten und -importen und damit der 
gesamten Verwendungsseite verfügbar. Konkret 
werden dabei die Wertschöpfung und die Aussen-
handelstransaktionen, die im Zusammenhang mit 
Sportevents stehen, symmetrisch rund um das 
Eventjahr geglättet. Zur allgemeinen Konjunktur-
lage liefern die so bereinigten Daten ein klareres 
Bild, das nicht mehr durch das regelmässige Auf und 
Ab der Grossereignisse geprägt ist.5  Beispielsweise 
wird sich das Ende der Fussball‑WM in Katar negativ 
auf das nicht Sportevent-bereinigte BIP im 1. Quar-
tal 2023 auswirken. Das Sportevent-bereinigte BIP 
ist hingegen nicht davon betroffen.

Wie aus der Einnahmeentwicklung beim IOC 
ersichtlich wird, nimmt die Grösse der Events und 
damit die Einnahmen aus Fernseh‑ und Marketing-
rechten tendenziell von Austragungsjahr zu Aus-
tragungsjahr zu. Damit werden die Effekte der 
Sportevents auf das BIP und den Aussenhandel 
immer grösser und die Bedeutung der Sportevent-
bereinigten Daten in der Konjunkturanalyse umso 
relevanter.

Sarah Fischer
Dr. rer. oec., Ökonomin, Ressort 
Konjunktur, Staatssekretariat für 
Wirtschaft (Seco), Bern

Philipp Wegmüller
Dr. rer. oec., Stv. Leiter Ressort 
Konjunktur, Staatssekretariat für 
Wirtschaft (Seco), Bern

Felicitas Kemeny
Leiterin Ressort Konjunktur, 
Staatssekretariat für Wirtschaft 
(Seco), Bern
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1	 Siehe SNB (2022a). 

Transithandel: Ein Gradmesser  
der Globalisierung
Rund 60 Milliarden Franken erwirtschaftete die Schweiz 2021 mit 
dem Handel von Waren, die nie Schweizer Boden berührten.  
Meist nutzen Rohstoffhändler diese Handelsform. In den letzten 
Jahren wurde sie jedoch auch für andere Unternehmen wichtiger.

Stephanie Krell, Pınar Yeşin, SNB

Wenn ein Unternehmen mit Sitz in der Schweiz 
Waren im Ausland einkauft und diese direkt an 

einen Abnehmer im Ausland weiterverkauft – ohne sie 
weiterzuverarbeiten oder in die Schweiz ein- oder aus 
der Schweiz auszuführen –, nennt man das Transit-
handel (siehe Kasten auf S. 48). Die Nettoverkäufe 
dieser Geschäftstätigkeit werden in der Leistungs-
bilanz der Schweiz als Transithandelseinnahmen ver-
bucht. Der Transithandel hat einen bedeutenden An-
teil an der Wirtschaftsleistung der Schweiz.

In den letzten 20 Jahren hat diese Form des 
Handels in der schweizerischen Leistungsbilanz 

deutlich zugenommen. Betrugen die Transithandels-
einnahmen im Jahr 2000 noch 2,6 Milliarden Fran-
ken, so waren es 2021 bereits 58,5 Milliarden Fran-
ken (siehe Abbildung 1). Damit ist der Transithandel 
zur grössten Teilkomponente des schweizerischen 
Leistungsbilanzsaldos geworden und übertrifft auch 
die Nettoexporte von Waren, die physisch Schweizer 
Boden berühren.1 Diese betrugen im Jahr 2021 rund 
51 Milliarden Franken.

Nominal erwirtschaftet kein Land mehr im 
Transithandel als die Schweiz. Dahinter folgen Hong-
kong und Deutschland mit jeweils rund 30 Milliarden 

Abb. 1: Schweizer Leistungsbilanzsaldo und Transithandel (2000–2021)
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2	 Siehe beispiels
weise Haller (2021). 

3	 Siehe Jungbluth  
und Meili (2018). 

4	 Siehe SNB (2012). 

Franken. Anteilsmässig entsprachen die Schweizer 
Nettoeinnahmen aus dem Transithandel 2021 rund 
8 Prozent des Schweizer BIP.

Eng verknüpft mit Rohstoffhändlern

Wer von Transithandel spricht, meint meist Rohstoff-
handel. Nicht zu Unrecht wird die Schweiz häufig als 
«Rohstoff-Drehscheibe» bezeichnet. Tatsächlich 
haben sich aufgrund der politischen und wirtschaft-
lichen Stabilität seit dem 19. Jahrhundert2 viele Roh-
stoffhandelsunternehmen hier angesiedelt. Diese 
Firmen handeln mit einer Vielzahl natürlicher Res-
sourcen, die als Ausgangsmaterial zur Herstellung 
von Fertigwaren dienen. Dazu zählen beispielsweise 
Energieträger wie Erdöl und Erdgas, Edelmetalle wie 
Gold und Silber sowie Agrarrohstoffe wie Baumwolle, 
Weizen und Kaffee. Die Waren überschreiten die 
Schweizer Grenze allerdings meist nicht.

Gemäss Schätzungen von 2018 wickeln die in 
der Schweiz ansässigen Rohstoffhändler ein Drittel 

des Welthandels mit Rohöl, rund zwei Drittel des 
Metallhandels sowie 35 bis 60 Prozent des Handels 
mit Agrarrohstoffen ab.3 Die Rohstoffhändler waren 
es auch, die zwischen 2000 und 2011 für den mar-
kanten Anstieg des Transithandels in der Schweizer 
Leistungsbilanz verantwortlich waren.4

Auch Produktionsketten spielen 
eine Rolle

Doch Transithandel heisst heute nicht mehr zwingend 
Rohstoffhandel. Denn Unternehmen aus allen Bran-
chen können durch den Kauf und Verkauf von Waren 
im Ausland netto Einnahmen erzielen. Die einzigen Be-
dingungen beim Transithandel sind: Die gehandelten 
Waren dürfen zwischen dem Kauf und dem Weiter-
verkauf nicht weiterverarbeitet werden, und sie dür-
fen die Schweizer Grenze nicht überschreiten. Folg-
lich zählt auch ein Teil des Warenhandels in globalen 
Produktions- und Wertschöpfungsketten von Unter-
nehmen in anderen Branchen zum Transithandel.

Näherinnen in Kambodscha. Die Aufspaltung von Design und Produktion in globalen 
Wertschöpfungsketten kann den Transithandel erhöhen. 
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Ein Beispiel dafür ist ein in der Schweiz ansässiges 
multinationales Unternehmen (MNU) aus der Mode-
branche, das in der Schweiz Designs entwirft, aber 
weltweit produzieren lässt. Das Unternehmen gibt 
einem Bekleidungshersteller im Ausland den Auf-
trag, die Kleidung nach bestimmten Vorgaben zu pro-
duzieren, und kauft dann das fertige Produkt, um es 
an einen Grosshändler im Ausland zu verkaufen.

Das Beispiel zeigt: Für ein multinationales Unter-
nehmen ist es relativ üblich, Einkünfte aus Transit-
handelsgeschäften zu erzielen, um so globale 
Produktionskosten zu minimieren und komparative 
Vorteile zu nutzen.

Andere Branchen legen zu

Heute melden mehr als 200 Unternehmen aus der 
Schweiz in der Leistungsbilanzerhebung der Schwei-
zerischen Nationalbank (SNB) Transithandel. Etwa die 
Hälfte davon sind Rohstoffhändler. Ihre Einnahmen 
sind beträchtlich, was bestätigt, dass die Schweiz ein 
bedeutender Akteur im globalen Rohstoffgeschäft ist 
(siehe Abbildung 2). Doch die Handelserträge waren 
in den letzten Jahren recht volatil, mit einem starken 
Anstieg im Jahr 2021, der wahrscheinlich auf die hö-
heren Rohstoffpreise zurückzuführen ist.

Neben den Rohstoffhandelsunternehmen mel-
den aber auch rund 100 multinationale Unter-
nehmen aus anderen Branchen Transithandels-
einnahmen. Sie stammen beispielsweise aus der 
Pharma, der Lebensmittel- oder der Modeindustrie. 
Diese Einkünfte von multinationalen Unternehmen 

Abb. 2: Transithandel von Rohstoffhändlern und anderen Unternehmen (2012–2021)
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Was ist Transithandel?

Zum Transithandel werden Waren-
handelsgeschäfte gezählt, bei 
denen Waren im Ausland gekauft 
und unverändert weiterverkauft 
werden, ohne dass die Waren die 
Schweizer Grenze überqueren. 
Neben dem Transithandel gibt es 
weitere Formen des Warenhandels, 
bei denen die Produkte die Schwei-
zer Landesgrenze nicht überschrei-
ten. Beispielsweise wenn ein in der 
Schweiz ansässiges multinationales 
Unternehmen ein Zwischenprodukt 
im Ausland kauft,

dieses von einem ausländischen 
Hersteller fertigstellen lässt und 
anschliessend direkt an den End-
kunden im Ausland liefert. Um auch 
solche Formen globaler Produk-
tionsprozesse umfassender in der 
Schweizer Leistungsbilanzstatistik 
abzubilden, führt die Schweizeri-
sche Nationalbank 2023 eine neue 
Erhebung ein.a Die auf der neuen 
Erhebungsmethode basierenden 
Daten werden voraussichtlich 2025 
veröffentlicht.
a Siehe SNB (2022b).
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aus anderen Branchen sind in den letzten Jahren 
stetig gestiegen. 2012 waren es noch 8 Milliarden, 
2021 schon 19 Milliarden Franken. Das entspricht 
rund einem Drittel des gesamten Transithandels.

Kein Kerngeschäft für MNU

Während der Transithandel die Haupttätigkeit von 
Rohstoffhändlern ist, liegt das Kerngeschäft multi-
nationaler Unternehmen anderer Branchen haupt-
sächlich in der Produktion von Waren in der Schweiz 
und im Ausland. Der Transithandel ist nur ein Teil 
ihrer globalen Produktions- und Wertschöpfungs-
kette. Die Einnahmen aus dem Handel von Waren, 
die über die Schweizer Grenze transportiert wur-
den, und dem Handel mit Dienstleistungen sind 
um ein Vielfaches grösser. Während der Anteil des 
Transithandels an den Gesamteinnahmen aus dem 
Waren- und Dienstleistungshandel mit dem Ausland 
bei den Rohstoffhändlern 2021 bei über 50 Prozent 
lag, betrug er bei den übrigen Unternehmen ledig-
lich 5 Prozent.

Die letzten Jahrzehnte zeigen einen starken 
Trend multinationaler Firmen, einzelne Aktivitäten 
in der Wertschöpfungskette aufzuspalten und in 
unterschiedliche Länder auszulagern. Darunter fal-
len etwa Tätigkeiten wie Design, Forschung und Ent-
wicklung, Produktion, Marketing und Vertrieb. Dieser 
Trend ist besonders in kleinen, offenen Volkswirt-
schaften wie der Schweiz, Dänemark, Hongkong, 
Irland und Schweden zu beobachten.5 Ihr Transit-
handelseinkommen ist in den letzten Jahren des-
halb erheblich gestiegen.

Wenn sich die globalen Wertschöpfungsketten in 
Zukunft weiter ausdehnen, wird der Warenhandel, 
der die Schweizer Grenze nicht physisch über-
schreitet, weiter zunehmen und damit auch seine 
Bedeutung für die Wirtschaftsleistung der Schweiz.
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1	 Siehe Nutzung  
von FHA auf  
Seco.admin.ch. 

2	 EY Schweiz (2022). 
Studie zu Mass­
nahmen zur Verbes­
serung der Nutzung 
von Freihandels­
abkommen. Im 
Auftrag des Staats­
sekretariats für 
Wirtschaft Seco. 
21. Dezember. 

3	 Die Links sind nur 
exemplarisch. Es 
handelt sich nicht 
um eine abschlies­
sende Aufzählung. 

Freihandelsabkommen: Unter-
nehmen unterstützen – aber wie?
Freihandelsabkommen können für Unternehmen zahlreiche Vorteile 
bringen, vor allem Zolleinsparungen. Doch wie wird die Nutzung der 
Abkommen für die betroffenen Unternehmen einfacher? Eine Studie 
macht Vorschläge.

Martin Eduard Debusmann, Jennifer Abderhalden, Philip Stettler, EY Schweiz

Freihandelsabkommen (FHA) regeln unter an­
derem den Zollabbau beim Warenhandel 

zwischen zwei oder mehreren Staaten. Schwei­
zer Unternehmen profitieren jedoch nicht auto­
matisch von den reduzierten Zollansätzen. Viel­
mehr müssen sie verschiedene Voraussetzungen 
erfüllen. Dazu zählt etwa die Einhaltung der so­
genannten Ursprungsregeln. Diese verlangen, 
dass die Güter zu einem genügend grossen Anteil 
in der Schweiz hergestellt werden. Andernfalls be­
zahlen die Unternehmen trotz bestehendem FHA 
den regulären Zoll.1

Vielfältiges Informationsangebot

Verschiedene öffentliche und private Anbieter wie 
das Staatssekretariat für Wirtschaft (Seco), das 
Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG), der 
Exportförderer Switzerland Global Enterprise (S-GE) 
oder die kantonalen Handelskammern unterstützen 
die Unternehmen mit Informationen und Anleitungen 
dabei, die FHA zu nutzen. Doch oft bieten sie nicht 
die praxisnahe Hilfe, die sich die Unternehmen wün­
schen. Dies haben die Firmenbefragungen des Seco 
aus den Jahren 2021 und 2022 ergeben.

Im Februar 2022 veröffentlichte der Bundesrat 
eine Gesamtschau zur Stärkung des Wirtschafts­
standorts Schweiz. Darin beauftragte er das Departe­
ment für Wirtschaft, Bildung und Forschung, zu prü­
fen, ob – und gegebenenfalls wie – die Nutzung von 
FHA für die Wirtschaftsakteure vereinfacht und ver­
bessert werden könnte.

Das Beratungsunternehmen EY Schweiz hat für 
das Seco eine entsprechende Studie2 erarbeitet. 
Die Autoren haben dazu das bestehende 
Informationsangebot analysiert sowie 45 Inter­
views mit Experten und Wirtschaftsvertretern 
geführt. Ausländische Informationsangebote dien­
ten als Vergleichsbasis.

Die Studie zeigt: Das aktuelle inländische 
Beratungsangebot zur Nutzung von FHA ist viel­
fältig. Es umfasst unter anderem Fachbei­
träge auf Websites (wie etwa beim Seco), Webi­
nare (beispielsweise von S-GE), Seminare (etwa 
der Handelskammern) oder E-Learnings wie die 
des BAZG.3 Zudem gibt es Tools wie zum Bei­
spiel die Zolldatenbank von S-GE, die Zollansätze 
von mehr als 160 Ländern sowie die Ursprungs­
regeln der FHA der Schweiz/Efta listet, oder den 
elektronischen Zolltarif «Tares» des BAZG, wel­
cher über die Schweizer Zollansätze informiert. 
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Insgesamt decken die nationalen Unterstützungs­
angebote viele Informationen ab, die für ein Unter­
nehmen zur Nutzung von Zolleinsparungen relevant 
sind. Die Analyse zeigt aber auch Verbesserungs­
potenzial beim bestehenden Angebot.

Firmen möchten Vereinfachung

Doch wie genau könnte eine Verbesserung 
aussehen? Interviews mit Unternehmen, Spediteu­
ren, Handelskammern und Wirtschaftsverbänden 
ergaben, dass die bestehenden Informationsan­
gebote trotz vieler guter Elemente oftmals unüber­
sichtlich und zu wenig benutzerfreundlich sind. 
Zudem sind gewisse Informationen nur schwer 
auffindbar.

Dies wiegt umso schwerer, als die Anwendung 
von FHA komplex ist. Viele der Befragten gaben 
an, dass das Wissen darum, wie man ein FHA 
nutzt, im Selbststudium angeeignet werden 
müsse. Das macht den Gebrauch von FHA ins­
besondere für unerfahrene Anwender schwie­
rig. Auch die über viele verschiedene Websites 
verteilten Informationen sowie die Fachsprache 
machen die Anleitungen schwer verständ­
lich. Zudem fehlen laut Wirtschaftsvertretern 
branchenspezifische Unterstützungsangebote, 
praktische Anwendungsbeispiele mit Muster­
lösungen, beispielsweise zum Nachweis der 
Ursprungsregeln, oder direkte Kontaktmöglich­
keiten bei Fragen.

Mit einer Gap-Analyse hat EY Schweiz das be­
stehende mit demjenigen Angebot verglichen, 
das von den Wirtschaftsvertretern gewünscht 
wird. Daraus abgeleitet, schlägt die Studie unter­
schiedlich aufwendige Ansätze zur Verbesserung 
vor und empfiehlt, mit höchster Priorität die­
jenigen Ansätze umzusetzen, welche mit wenig 
Ressourcenaufwand eine vergleichsweise hohe 
Wirkung erzielen.

Eine solche Massnahme mit geringem Aufwand 
wäre etwa, die Sichtbarkeit zu erhöhen, indem 
besonders wichtige Informationen auf den Web­
sites der Anbieter sichtbarer platziert oder mittels 
Newslettern besser bekannt gemacht werden.

Zu den empfohlenen Verbesserungen mit mitt­
lerem Aufwand zählen beispielsweise didaktisch 
ansprechende Erklärvideos, in denen verbale Aus­
führungen mit visuellen Elementen untermalt wer­
den, oder ein Entscheidungsbaum, der die Angebote 
übersichtlicher macht (siehe Kasten). Sinnvoll könn­
ten auch branchenspezifische Seminare oder kurze 
E-Learnings zu komplexen Themen sein.

Eine Verbesserung mit hohem Aufwand wäre 
etwa die grundsätzliche Überarbeitung des Web­
designs der Bundeswebsites. Dabei könnte die 
Benutzerfreundlichkeit erhöht oder gar ein neues 
Informationsportal erstellt werden. Ein solches 
könnte modular auf- und ausgebaut werden. Das 
hätte den Vorteil, dass die Unterstützungsangebote 
an einem Ort zentralisiert werden.

Ein Entscheidungsbaum bietet Übersicht

Damit Unternehmen die Infor-
mationen zu FHA leichter finden, 
könnte ein Entscheidungsbaum die 
gesamten Angebote übersichtlich 
darstellen. Der Entscheidungsbaum 
würde den Prozess aufzeigen, den 
ein Unternehmen bei der Nutzung 
eines FHA durchläuft. Bei jedem 

einzelnen Prozessschritt könnten 
die relevanten Informations- und 
Unterstützungsangebote verlinkt 
werden. Der Entscheidungsbaum 
sollte auf den relevanten Websites 
sowie in den Newslettern platziert 
werden.
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Die Ergebnisse der Studie zeigen: Die Nut­
zung von FHA ist komplex. Gleichzeitig erschwert 
die heute unübersichtliche Informationsauf­
bereitung deren Nutzung durch die Unternehmen. 
Eine Weiterentwicklung des Informations- und 
Unterstützungsangebots, wie in der Studie von 
EY Schweiz empfohlen, könnte diese Schwierig­
keiten verringern. Die in der Studie erarbeiteten 
Empfehlungen unterstützen die Entscheidungs­
träger bei der Konkretisierung vorgeschlagener 
Massnahmen. Letztlich könnte so ein übersicht­
liches und zentralisiertes Angebot entstehen, mit 
dem Schweizer Unternehmen dank FHA einfacher 
Zölle einsparen.

Philip Stettler
Consultant und Studienmit­
arbeiter, Beratung Governance & 
Public Sector, EY Schweiz, Zürich

Martin Eduard Debusmann
Partner und Leiter Beratung 
Governance & Public Sector,  
EY Schweiz, Zürich

Jennifer Abderhalden
Direktorin und Studienleiterin, 
Steuer- und Rechtsberatung 
Governance & Public Sector,  
EY Schweiz, Zürich
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1	 Die Zewo ist die 
Zertifizierungsstelle 
für gemeinnützige 
NPO, die in der 
Schweiz Spenden 
sammeln. 

2	 Siehe von 
Schnurbein (2022). 

3	 Siehe Leutenegger 
(2022). 

Non-Profit-Organisationen:  
Ein Auslaufmodell?
Das Spendenverhalten verändert sich,  
und die Freiwilligenarbeit nimmt ab. Non-Profit-Organisationen 
stehen vor tiefgreifenden Herausforderungen.

Georg von Schnurbein, Alice Hengevoss, Universität Basel 

Der Sektor der Non-Profit-Organisationen (NPO) 
ist in den letzten Jahren weltweit stetig ge-

wachsen. Nie gab es mehr Organisationen, besser 
ausgebildete Mitarbeitende und mehr finanzielle 
Mittel. Dies lässt sich für die Schweiz verdeutlichen: 
Über 60 Prozent der heute existierenden Stiftungen 
sind nach dem Jahr 2000 gegründet worden, und die 
Hilfswerke mit Zewo1-Gütesiegel haben 2021 über 
4 Milliarden Schweizer Franken eingenommen. Vor 
20 Jahren waren es noch unter 2 Milliarden (Siehe 
Abbildung auf S.  56).2 Die aktuellen wirtschaft-
lichen, geopolitischen und gesellschaftlichen Ver-
änderungen werfen jedoch die Frage auf, ob dies 
so weitergeht. In mehrfacher Hinsicht stellen sich 
aktuell besondere Herausforderungen, die die Ent-
wicklung des NPO-Sektors beeinflussen.

Viele NPO sind auf private Spenden angewiesen. 
Dazu betreiben sie Fundraising. Die wichtigsten Fund-
raisinginstrumente sind dabei immer noch Briefe und 
Telefon – Kommunikationsmittel des 20. Jahrhunderts. 
Digitales Fundraising ist zwar im Kommen, doch kön-
nen damit auch neue Spender gewonnen werden?

Jede Spendergeneration hat neue Präferenzen. 
Das Spendeninteresse der Nachkriegsgeneration 
liegt bei den Themen Kinder, Krankheiten und 
Behinderung.3 Sie spendet im Schnitt 700 Schweizer 
Franken pro Person und Jahr. Die Generation Z, zwi-
schen 1994 und 2009 geboren, will etwas bewegen, 
und zwar zeitnah. Sie spendet bevorzugt für den 
Umwelt- und den Tierschutz oder nach Katastro-
phen, im Schnitt 100 Schweizer Franken pro Person 
und Jahr. Für die NPO bedeutet dies, dass sie ihre 
Mittelbeschaffungsstrategie diesen Veränderungen 

anpassen müssen. Modernes Fundraising soll unter-
haltsam, originell und crossmedial sein. Fundraising-
kampagnen basierend auf der sogenannten Gamifica-
tion – der Verwendung von Spielelementen – erreichen 
eine jüngere Generation und können durch spieleri-
schen Ehrgeiz ein hohes Spendenvolumen generieren. 
So können beispielsweise bei einer Online-Spenden-
kampagne Aufgaben gelöst werden, die mit virtuel-
len Belohnungen wie digitalen Abzeichen oder realen 
Preisen motiviert werden. Dadurch steigert sich das 
Engagement der Spenderpersonen.

Der Staat finanziert direkt

Viel wichtiger als Spenden von Privaten ist der Staat 
als Geldgeber. Ändert der Staat seine Zahlungsmodali-
täten, sind die subsidiär finanzierten NPO unmittelbar 
davon betroffen. Vermehrt fliessen staatliche Gelder 
nicht mehr direkt an die NPO, sondern werden den 
Klienten zur Verfügung gestellt. Diese suchen sich 
dann die NPO aus, deren Leistungsangebot ihren Be-
dürfnissen entspricht. So erhält beispielsweise ein 
gemeinnütziges Pflegeheim nur noch dann staatliche 
Gelder, wenn sich Leistungsempfängerinnen auch für 
ihre Pflegeleistungen entscheiden.

Diese Änderung in der staatlichen Finanzie-
rung erhöht den Wettbewerbsdruck für NPO. Ins-
besondere jene im Sozial- und Gesundheitswesen 
sind von dieser Entwicklung betroffen. Infolge 
der UNO-Behindertenrechtskonvention von 2014 
wurde beispielsweise die kantonale Versorgung für 
Menschen mit Beeinträchtigung angepasst. Denn 
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4	 Siehe Freitag et al., 
(2016). 

wenn diese Gelder direkt erhalten, können sie 
selbstbestimmter leben. Pro Infirmis, die grösste 
Schweizer Fachorganisation in dem Bereich, 
bezieht ihre Klienten heutzutage bei allen von der 
Subjektfinanzierung betroffenen Prozessen ein. 
So können sie ihr Leistungsangebot besser auf die 
Bedürfnisse ihrer Klienten zuschneiden. NPO müs-
sen in Zukunft dienstleistungsorientierter denken 
und ihr Angebot auf die individuellen Bedürfnisse 
ihrer Klienten abstimmen.

Wandel der Freiwilligenarbeit

Neben gespendeten Geldern sind Freiwillige, die 
ihre Zeit und Arbeitskraft investieren, eine einzig-
artige Ressource für NPO. Viele Vorstands- bzw. 
Stiftungsratsmitglieder arbeiten ehrenamtlich. 
NPO sind für die Durchführung ihrer Aktivitäten 
auf Freiwillige angewiesen, beklagen jedoch 
einen Rückgang der Freiwilligenarbeit: Personen 
haben weniger Zeit oder Interesse, sich zu enga-
gieren. Darüber hinaus verliert das Ehrenamt an 
gesellschaftlichem Ansehen.

Statistiken bestätigen, dass die formale Frei-
willigenarbeit in der Schweiz seit zehn Jahren ste-
tig abnimmt.4   Insbesondere junge Menschen 
möchten sich weniger langfristig verpflichten und 
engagieren sich lieber punktuell und über kurze Zeit-
räume. Bezeichnungen wie Micro-Volunteering ver-
deutlichen diese Entwicklung. Dennoch sind viele 
Angebote von NPO ohne Freiwillige nicht möglich. 
Zwar ist die Beschäftigungsquote in NPO in den letz-
ten Jahren stetig gestiegen, damit aber auch die Kos-
ten und die Notwendigkeit, mehr Mittel einzuwerben. 
Für NPO stellt sich die Herausforderung, ihre Frei-
willigenarbeit den neuen Präferenzen in der Gesell-
schaft anzupassen.

Weniger politischer Einfluss

NPO, vor allem Verbände und Gewerkschaften, 
sind durch das Vernehmlassungsverfahren seit je 
aktiv in den politischen Willensbildungsprozess ein-
gebunden. Unter anderem durch den Wandel von 
der Industrie- zur Dienstleistungsgesellschaft haben 
diese NPO aber an Einfluss verloren. Stattdessen 
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Studies, Universität Basel 5	 Siehe Eckhardt et al. 

(2020). 

gewinnen im Zuge der Verstärkung globaler sozialer 
und ökologischer Probleme themenspezifisch aus-
gerichtete NPO an politischem Einfluss. So ist bei-
spielsweise die Hälfte aller Stiftungen, die sich für 
den Klimaschutz starkmachen, in den letzten zehn 
Jahren entstanden.5 Sie setzen sich nicht nur für kon-
krete Massnahmen, etwa zur Reduktion von Emis-
sionen, ein, sondern fördern auch Lobbying und Ad-
vocacy-Kampagnen. Die Laudes-Stiftung setzt sich 
beispielsweise für eine nachhaltige Textilproduktion 
ein. Sie bringt dazu die wichtigsten Akteure aus der 
Textilbranche an einen Tisch, um gemeinsam an Lö-
sungen zu arbeiten. Durch diesen Ansatz kann sie die 
politische Willensbildung auf nationaler und inter-
nationaler Ebene beeinflussen.

Datenschutz gewinnt an Bedeutung

Viele NPO sind für eine wirksame Zweckerfüllung auf 
Netzwerke, Beziehungen und Kontakte angewiesen. 
Was früher vor allem über persönliche Kontakte ge-
schah, verlagert sich zunehmend in die digitalen Me-
dien. Dadurch wird der Wirkungsradius der NPO er-
höht, gleichzeitig nimmt die Regulierung in diesem 
Bereich zu. Datenschutzgesetze werden zur Ab-
wehr von Grosskonzernen wie Google erlassen, gel-
ten aber gleichermassen auch für jede NPO. Der 
verantwortungsbewusste Umgang mit Daten er-
fordert einen höheren bürokratischen Aufwand und 
Investitionen in die entsprechende Technik. Aber 
durch die digitalen Medien kann etwaiges Fehl-
verhalten einer NPO auch öffentlichkeitswirksam 
angeprangert werden. Die Entstehung einer digi-
talen Zivilgesellschaft steckt noch in den Kinder-
schuhen und hinkt aktuell der Digitalisierung in der 

Wirtschaft hinterher. Die NPO der Zukunft wird sich 
strategisch mit den Vor- und Nachteilen einer Nut-
zung von technologischen Innovationen sowie ihrer 
Onlinepräsenz auseinandersetzen müssen.

Zentrale Faktoren des Selbstverständnisses 
von NPO wie Finanzierung, Personalressourcen 
und politische Einflussnahme verändern sich. In 
diesem Licht betrachtet, neigt sich das goldene 
Zeitalter der NPO dem Ende zu. Gleichzeitig haben 
sowohl die Corona-Pandemie als auch die Folgen 
des Kriegs in der Ukraine gezeigt, wie wichtig NPO 
für den gesellschaftlichen Zusammenhalt sind. 
Daher ist kaum mit einem schnellen Ende der NPO 
zu rechnen, wohl aber werden sich die NPO den 
neuen Herausforderungen anpassen müssen. Am 
Ende ist die NPO der Zukunft nicht die gleiche wie 
jene der Vergangenheit.
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Welche Kantone investieren am 
meisten in erneuerbare Energien?
Der Bund fördert erneuerbare Energien, insbesondere Fotovoltaik. 
Und die Kantone? Eine neue interaktive Webplattform beantwortet 
diese und weitere Fragen.

Regina Betz, Nina Boogen, Stephan Rösli, ZHAW

Die Energiestrategie des Bundes und das Netto-
null-Treibhausgasemissionsziel bis 2050 wei-

sen der Schweizer Energie- und Klimapolitik die 
Richtung. In der föderalistischen Schweiz spielen 
neben dem Bund auch die Kantone eine wichtige 
Rolle, um diesbezüglich auf Kurs zu bleiben. Ein 
Forschungsteam der Zürcher Hochschule für An-
gewandte Wissenschaften (ZHAW) hat in einem in-
terdisziplinären Prozess den Cantonal Clean Energy 

Index (CEIS) entwickelt – eine intuitiv nutzbare 
Webplattform. Sie ermöglicht es, die Umsetzung 
der Energiestrategie 2050 auf kantonaler Ebene 
zu verfolgen, indem sie jährliche Vergleichsdaten, 
unter anderem zu Gebäuden, Mobilität oder er-
neuerbarem Strom, publiziert (siehe Kasten).

Bund fördert erneuerbare Energien

Die Energiestrategie 2050 gab als Richtwert für die 
erneuerbare Energie vor, dass im Jahr 2020 eine 
inländische Stromproduktion von 4400 Gigawatt-
stunden erreicht wird. Dieses Ziel wurde unter an-
derem durch Förderungen des Bundes erreicht. 
Zwischen 2009 und 2022 betrieb der Bund die 
Kostendeckende Einspeisevergütung als Förder-
instrument für die Stromproduktion aus erneuer-
baren Energien. Dabei erhalten Produzentinnen 
von neuen Wind-, Kleinwasserkraft-, Biomasse-, 
Fotovoltaik- oder Geothermieanlagen Förder-
gelder für 15 Jahre. Bei Biomasseanlagen sind es 
20 Jahre. Der Vergütungstarif gleicht die Differenz 
zwischen den Produktionskosten und dem Markt-
preis für Strom aus und variiert je nach Techno-
logie, Leistungsklasse und Baujahr der Anlagen. 
Seit 2022 werden aber keine neuen Anlagen mehr 
ins Programm aufgenommen.

Für die Förderung der Stromproduktion aus 
Fotovoltaikanlagen (PV-Anlagen) gibt es seit 2014 

Zum Prototyp im zirkulären Entwicklungsprozess

Der Cantonal Clean Energy Index 
(CEIS) wurde vom Energy Research 
Board der ZHAW (ZERB) gefördert 
und ist als Betaversion online ver-
fügbar: http://www.clean-energy-
index.ch.

Für die Entwicklung der interaktiven 
Webanwendung setzte das Team 
auf eine Design-Thinking-Technik 
als «eine Innovations- und Entwick-
lungsmethode, die auf Basis eines 
iterativen Prozesses nutzer- und 
kundenorientierte Ergebnisse zur 
Lösung von komplexen Problemen 
liefert».a Der aktuelle Prototyp des 
CEIS ist im Rahmen mehrerer auf-
einander aufbauender und sich wie-
derholender Entwicklungsschleifen 

entstanden. Zuerst wurden in meh-
reren Phasen die Bedürfnisse an 
eine CEIS-Webanwendung durch im 
Projekt priorisierte Zielgruppen er-
fasst. Dies geschah unter anderem 
via Interviews mit kantonalen Um-
welt- und Energiefachstellen, mit 
Energiepolitikerinnen und Experten 
aus Energieverbänden. Darauf 
folgten jeweils Phasen der Ideenfin-
dung im Team sowie Umsetzungen. 
Der aktuelle Prototyp stellt keinen 
Endstatus der Webanwendung dar, 
sondern wird in Zukunft durch die 
Integration von zusätzlichen Funk-
tionalitäten und Indikatoren weiter 
angepasst.
a Siehe Uebernickel et al. (2015).
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1	 Siehe Energiegesetz 
(EnG) Art. 25. 

ein weiteres Instrument: die Einmalvergütung. 
Damit wird abhängig von der Leistung der Anlage 
ein einmaliger Beitrag an die Anlagenbetreiber 
bezahlt. Dabei wird zwischen kleinen PV-Anlagen 
bis zu einer Leistung von 100 Kilowatt und gros-
sen Anlagen ab 100 Kilowatt unterschieden. Beide 
werden mit maximal 30 Prozent der Kosten einer 
Referenzanlage unterstützt.

Appenzell Innerrhoden  
zahlt am meisten

Das nächste Etappenziel im Jahr 2035 auf 
dem Weg zu einer klimaneutralen Energiever-
sorgung erfordert aber eine weit grössere Strom-
produktion aus erneuerbaren Quellen, genau ge-
sagt 11 400 Gigawattstunden. Daher sind weitere 

Anstrengungen dringend nötig. Der Bund hat 
per 2023 eine dritte Kategorie von Einmalver
gütungen eingeführt: die hohe Einmalvergütung 
für PV-Anlagen ohne Eigenverbrauch. Diese be-
trägt bis zu 60 Prozent der Investitionskosten 
einer Referenzanlage.1

Nach dem Auslaufen der kostendeckenden Ein-
speisevergütung wird die Einmalvergütung nun zum 
wichtigsten Instrument für die Förderung von PV-
Anlagen. Seit Kurzem veröffentlicht der Bund dazu 
auch Daten. Im Jahr 2021 wurden schweizweit 
über 26 000 PV-Anlagen mit einer Einmalvergütung 
unterstützt. Dabei wurden schweizweit 216 Millio-
nen Schweizer Franken ausbezahlt. Im CEIS lassen 
sich die Kantone bezüglich ausgewählter Vergleichs-
werte beurteilen. Die meisten PV-Anlagen pro Kopf 
baute der Kanton Jura mit 6,3 Anlagen pro 1000 Ein-
wohner (siehe Abbildung 1 auf S. 60). Am meisten 

Im Jahr 2021 hat der Bund schweizweit über 26 000 PV-Anlagen mit einer Einmalvergütung unterstützt.
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Anzahl Anlagen pro 1000 Einwohnerinnen
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Abb. 1: Anzahl durch die Einmalvergütung geförderte PV-Anlagen pro 1000 Einwohner (2021)
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Abb. 2: Durch die Einmalvergütung ausbezahlte Fördergelder für PV-Anlagen pro Kopf  
(2021, in Schweizer Franken)
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2	 Siehe Schmid et. al 
(2023). 

3	 Siehe Energiegesetz 
(EnG) Art. 71a. 

Fördergelder zahlte jedoch der Kanton Appenzell 
Innerrhoden, gut 57 Schweizer Franken pro Person 
(siehe Abbildung 2).

Alpine Solarproduktion essenziell

Neben den oben erwähnten Förderanstrengungen 
des Bundes spielen lokale Energieversorgungs-
unternehmen und die Kantone eine äusserst wichti-
ge Rolle: Die Energieversorgungsunternehmen kön-
nen durch die Höhe ihrer Rückliefervergütung für 
den eingespeisten Strom und ihrer Stromtarife di-
rekt Anreize schaffen.2 Zudem fördern einige Kan-
tone die Stromproduktion aus Fotovoltaik zusätzlich 
zu den Einmalvergütungen des Bundes. Im letz-
ten Jahr waren dies die folgenden sieben Kanto-
ne: Appenzell Ausserrhoden, Glarus, Graubünden, 
Schaffhausen, Thurgau, Tessin und Uri. Zum Bei-
spiel wird im Kanton Appenzell Ausserrhoden die 
Einmalvergütung des Bundes verdoppelt. Im Kan-
ton Glarus hingegen gibt es nur bei Kombination 
von Fotovoltaik und thermischer Solaranlage zu-
sätzliche Fördergelder.

Diese Entwicklung bilden wir neu durch die 
Integration kantonaler Politikinstrumente im CEIS 

ab. Vermutlich werden hier weitere Kantone fol-
gen, denn durch die Energiekrise ist das Thema 
der erneuerbaren Stromproduktion, insbesondere 
der alpinen Solarproduktion, in den politischen 
Fokus gerückt. So hat das Parlament in rekord-
verdächtigem Tempo eine Änderung des Energie-
gesetzes beschlossen, die bis Ende 2025 gelten 
soll und die Bewilligung und Förderung von alpi-
nen PV-Grossanlagen regelt.3 Die Frage, ob diese 
Anstrengungen ausreichen, um die Richtwerte der 
Energiestrategie 2050 zu erfüllen, kann der CEIS 
aber nicht beantworten. Er kann jedoch anhand des 
historischen Verlaufs aufzeigen, wie sich der Zubau 
bisher entwickelt hat. Durch die aktuelle Solar-
offensive werden vor allem grosse Ausbausprünge 
in den Kantonen Wallis und Graubünden erwartet, 
da dort momentan Projekte in Planung sind.
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